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Rolf Hanisch

Der Machtwechsel auf den Philippinen

Anfang 1986 war die Aufmerksamkeit der Welt
auf ein südostasiatisches Land gerichtet, das ge-
meinhin nicht im Mittelpunkt des Interesses steht.
Anlaß war zudem ein Ereignis, das in Asien in der
Regel keine größeren Überraschungen verspricht:
(Präsidentschafts-)Wahlen. Auf den Philippinen
hatte Präsident Marcos kurzfristig und vorzeitig
die für 1987 vorgesehenen Präsidentschaftswah-
len auf den 6. Februar 1986 vorverlegt. Marcos
befand sich seit 1965 im Amt, als er den damali-
gen Präsidenten Macapagal — durchaus in der
Tradition des Landes (von 1946 bis 1965 gab es
fünf Präsidenten) — durch Wahlen ablösen
konnte. 1969 gelang ihm als erster Präsident eine
Wiederwahl. Als eine weitere Verlängerung unter
demokratischem Regime immer unwahrscheinli-
cher wurde, verhängte er das Kriegsrecht und re-

gierte auf dem Verordnungswege (seit 1972). Auch 
nach formaler Aufhebung des Kriegsrechts, neu-
erlichen Parlaments- (1978, 1984) und Präsident-
schaftswahlen (1981) behielt er seine autoritäre
Machtfülle. Zu den Präsidentschaftswahlen 1986
wurden zwischen 800 und 000 Journalisten so1 -
wie weitere Wahlbeobachter, viele ohne Südost-
asien- und Philippinen-Erfahrungen und -Kennt-
nisse, von ihren Rundfunk-, Fernseh- und Zei-
tungsredaktionen nach Manila geschickt, um über
die Wahlen und die unvorhersehbaren anschlie-
ßenden dramatischen Ereignisse zu berichten.
Amerikanischen Präsidentschafts- oder europäi-
schen Parlamentswahlen — ungeachtet ihrer ge-
wichtigeren weltpolitischen Bedeutung und
größeren Unkalkulierbarkeit — dürfte ein kaum
größeres Medieninteresse zuteil werden.

Der Sturz des Marcos-Regimes im Februar 1986

Der Niedergang des Marcos-Regimes hatte ver-
schiedene Ursachen. An ihm waren mehrere phil-
ippinische und auch transnationale Akteure und
Akteursgruppen mit unterschiedlichen Interessen
beteiligt. Er erfolgte auf dem Hintergrund einer
sich verschärfenden Wirtschaftskrise.

Die Destabilisierung des Regimes durch
die Wirtschaftskrise der achtziger Jahre

Die Ursachen der Wirtschaftskrise liegen z. T.
weiter zurück. Seit Beginn der achtziger Jahre
wurde sie jedoch durch zunächst sinkende, dann
sogar negative Wachstumsraten sichtbar ). Sie
wurde durch externe und binnenwirtschaftliche
Entwicklungen verursacht. Dazu gehörte eine

1) Zur Wirtschaftskrise vgl. ausführlicher die Veröffent-
lichungen, überwiegend Workshop-Berichte, die von
philippinischen Wissenschaftlern nach dem Aquino-
Mord angefertigt wurden: E. S. De Dios (Ed.), An Ana-
lysis of the Philippine Economic Crisis, Quezon City
1984 (hier hat auch die spätere Planungsministerin unter
Aquino, Solita C. Monsod, mitgewirkt); die Beiträge
von B. Canlas und E. Tan (sowie ihre Diskutanten) in: 
R. Magno (Ed.), Nation in Crisis, Quezon City 1984;
M. Magallona (Ed.), International Debt Crisis: Focus
on the Philippines, Quezon City 1984; leichter zugäng-
lich: G. P. Sicat, The Philippines in 1983. Economic Cri-
sis in Perspective, in: Southeast Asian Affairs (Singa-
pore), 1984 (der Autor war Planungsminister unter Mar-
cos bis 1981); und A. Kintanar, The Philippine Eco-
nomy. An Analysis of the Economic Crisis, in: South-
east Asian Affairs, 1985.

Verschlechterung der terms of trade und die Fi-
nanzierung der Zahlungsbilanzdefizite durch eine 
wachsende Kreditaufnahme im Ausland. Binnen-
wirtschaftlich und -politisch war eine sinkende
Kapitalrentabilität, möglicherweise auch als Kon-
sequenz der Kumpanei-Wirtschaft des Marcos-
Regimes, zu verzeichnen. Außerdem wurden —
trotz des langfristigen Charakters — einige Inve-
stitionsprojekte z. T. mit kurzfristigen Krediten fi-
nanziert.
Befindet sich ein Land in einer derartigen (außen-
wirtschaftlichen) Struktur- und Liquiditätskrise
— und die Philippinen stehen hier durchaus nicht
allein —, muß es eine Lösung mit dem Internatio-
nalen Währungsfonds (IWF) erarbeiten. Dieser
stellt bekanntlich Anpassungskredite und Um-
schuldungshilfen nur bereit, wenn das Schuldner-
land gewisse Strukturreformen durchführt. Auch
auf den Philippinen begann der IWF in den acht-
ziger Jahren wieder eine intensivere Rolle zu spie-
len. Das Marcos-Regime konnte damit immer we-
niger sich allein am politischen Kräftefeld in den
Philippinen orientieren, sondern mußte verstärkt
die Haltung des IWF, der Weltbank und der inter-
nationalen Finanzwelt, die sich am Verhalten die-
ser multilateralen Institutionen weitgehend orien-
tiert, mitberücksichtigen.
Die Wirtschaftskrise und der spezifische Druck
des IWF zu ihrer Überwindung hatten für die po-
litische Stabilität des Regimes erhebliche Konse-
quenzen: Die Einkommenssituation breiter Mas-



sen der Bevölkerung und auch des unteren Mittel-
standes verschlechterte sich weiter. Dieser Tatbe-
stand an sich ist (leider) noch nicht für das jewei-
lige Regime an der Macht bedrohlich — auch
wenn es Spekulationen gibt, die das Anwachsen
der kommunistischen Untergrundbewegung da-
mit in Zusammenhang bringen. Wichtiger ist viel-
mehr die abnehmende Kapazität des Regimes,
sich durch ein ausgedehntes Klientelnetz Massen-
loyalität — bzw. die über lokale und sektorale
Führungskräfte vermittelte Massenloyalität — zu
erkaufen. Seit 1982 übte der IWF Druck auf eine
Verminderung der Haushaltsdefizite und damit
der staatlichen Ausgaben aus. 1984 lagen diese
real um 30% unter dem Stand von 1981. Massen-
entlassungen, real sinkende Gehälter, allgemein
schrumpfende Ressourcen und Aufträge, die an
große und kleine Kumpane verteilt werden konn-
ten, nagten an den Fundamenten des Regimes.
Anders als es die populär-wissenschaftliche Op-
positions- oder auch Menschenrechtsliteratur sug-
geriert2), beruht die lange Dauer des Marcos-Re-
gimes in erster Linie auf politischem Geschick
und ausgedehnten und wachsenden Klientel- und
Patronageleistungen, in zweiter Linie erst auf sei-
nem Unterdrückungssystem3). Durch die Wirt-
schaftsdepression und den Druck des IWF began-
nen die dazu nötigen Ressourcen knapper zu wer-
den bzw. nicht mehr uneingeschränkt zur Verfü-
gung zu stehen. Dadurch ließ sich das Marcos-Re-
gime seinen Handlungsspielraum jedoch nicht
gänzlich blockieren. In den beiden wichtigen
Wahlen, die es noch zu bestreiten hatte (Mai 1984,
Februar 1986), suchte es noch einmal durch mas-
siven Stimmenkauf und Wahlgeschenke die Wäh-
ler auf seine Seite zu bringen4). Nur wo das nicht
mehr half, wurde auch manipuliert.

2) Stellvertretend hierfür sei die von offenbar der Natio-
nal Democratic Front (NDF) nahestehenden Autoren
verfaßte Schrift, die in Deutschland eine große Verbrei-
tung gefunden hat, genannt: Aktionsgruppe Philippinen
(Hrsg.), Philippinen — wenn der Bambus bricht. Rein-
bek bei Hamburg, März 1986.
3) Der langjährige Widersacher und offenbar gute Ken-
ner von Ferdinand Marcos, Benigno Aquino, hat dies
auch so gesehen. Nur zwei Monate vor seiner Ermor-
dung hatte er Marcos vor einem Ausschuß des US-Kon-
gresses folgendermaßen charakterisiert: „Als ein sehr
berechnender Mann würde Marcos lieber überzeugen
als bestechen, lieber bestechen als bedrohen, lieber be-
drohen als verhaften, lieber verhaften als töten ...“, zi-
tiert aus: R. Hanisch, Abenddämmerung des Marcos-
Regimes? Die Krise in den Philippinen, in: Jahrbuch
Dritte Welt, (1984) 2, S. 130. Der kanadische Politologe
und Philippinen-Kenner D. Würfel hält „Marcos wahr-
scheinlich für einen der fähigsten Politiker in der Dritten
Welt“ (womit er keine positiv-inhaltliche Bewertung
vornimmt). D. Würfel, The Succession Struggle, in: R. J.
May/F. Nemenzo (Eds.), The Philippines after Marcos,
London 1985, S. 18.
4) Die Schätzungen der Wahlkampfausgaben 1986 be-
laufen sich z. B. auf 5—10 Mrd. Peso (265—531 Mio.
US-Dollar). B. Aquino, The Philippines: End of an Era,
in: Current History, (1986) April, S. 156.

Die Wirtschaftskrise und die Präsenz des IWF
führten zu einer zunehmenden Ausdifferenzie-
rung der Marcos-Koalition. Die labilen ökonomi-
schen und unternehmerischen Fundamente der
politisch induzierten Kumpanei-Wirtschaft5)
zeigten sich unter den Bedingungen der allgemei-
nen Wirtschaftskrise noch deutlicher als in den
Jahren des Booms. Spektakuläre Firmenzusam-
menbrüche führten zu weiteren Belastungen des
Staatshaushaltes und trugen zu zunehmender Ver-
unsicherung bei. Die von Marcos unabhängigen
Geschäftsleute, d. h. die alteingesessene Unter-
nehmerschaft, waren bisher nicht eine unmittel-
bare Stütze seines Regimes gewesen. Sie hatten
sich aber weitgehend mit dem Regime arrangiert
und mit ihm kooperiert. Zwar beobachteten sie
das Treiben der Kumpane und deren Bevorzu-
gung sowie die immer umfassenderen staatlichen
Regulierungsversuche z. T. mit Mißtrauen. Unter
den Bedingungen des Wirtschaftsbooms hatten
sie dennoch ein gutes Auskommen, zumal das
Kriegsrecht-Regime die Arbeiterschaft und die
Gewerkschaften unter Kontrolle zu halten wußte
und eine effizientere Bekämpfung der Kriminali-
tät wie der kommunistischen New People’s Army
(NPA) zu gewährleisten schien.

Die Krise ließ auch hier die Widersprüche deutli-
cher zu Tage treten. Staatliche Benachteiligung
und Übervorteilung sind eben schwerer unter den
Bedingungen eines schrumpfenden Marktes und
sinkender oder gar negativer Betriebsergebnisse
zu ertragen. Außerdem erwies sich die Schutz-
funktion des Regimes gegenüber (Straßen-)Kri-
minalität und kommunistischer Systembedrohung
als immer unzureichender. Die Liberalisierungs-
forderungen des IWF gegenüber den staatlichen
Monopolen wurden zwar begrüßt, im Außenwirt-
schaftsverkehr (Zollschutz, Abwertungen) jedoch
als eine weitere Bedrohung empfunden.

Die Einwirkungsversuche des IWF führten dar-
über hinaus zu einer Verhärtung der Fronten zwi-
schen zwei Stützen des Marcos-Regimes: den
Kumpanen („Cronies“) und den Technokraten.
Letztere waren treue, in ihrem Selbstverständnis
eher unpolitische, eben technokratische Gefolgs-
leute von Marcos ohne nennenswerte eigene wirt-
schaftliche und politische Basis und Interessen.

5) Unter einer „Kumpanei-Wirtschaft“ soll verstanden
werden, daß privatwirtschaftliche Unternehmen auf-
grund des individuellen Zugangs zu politischen Instan-
zen sich staatliche Leistungen, Ressourcen, Kredite, Li-
zenzen, Genehmigungen, Sonderrechte usw. zu ver-
schaffen wissen, die sie ohne persönlich-politische Be-
ziehungen dieser Kumpane („cronies“) zu den führen-
den Politikern nicht in dem Ausmaß erhalten würden
und die einen solchen Umfang annehmen, daß die Inve-
stitions- und Wettbewerbsbedingungen der gesamten
Wirtschaft dadurch beeinflußt werden.



Marcos suchte durch diese, meist in Harvard erzo-
gen, Technokraten ökonomischen Sachverstand
an sich zu binden und (relativ unproblematisch)
zu dirigieren. Zwischen den Kumpanen, die über
die politische Sphäre eigene wirtschaftliche Inter-
essen verfolgten, und den Technokraten gab es
schon immer latente Konflikte. Aufgrund des feh-
lenden politischen Rückhaltes — es sei denn die-
ser kam von Marcos — zogen die letzteren eher
den kürzeren, zumal Imelda Marcos ihr politi-
sches Gewicht in die Waagschale zugunsten der
Kumpaneiinteressen (die z. T. ihre eigenen waren)
warf.

Der IWF und die Weltbank suchten jedoch ihre
Ansprechpartner in erster Linie unter diesen
Technokraten. Der Bedeutungszuwachs der inter-
nationalen Organisationen für die Formulierung
der philippinischen Wirtschaftspolitik implizierte
einen verstärkten Rückhalt für dieselben6). Dies
bedeutet aber wiederum noch nicht, daß die Tech-
nokraten mit dem IWF im Rücken oder der IWF
durch die Technokraten sich endgültig gegen die
Kumpane hätten durchsetzen können. Sie konn-
ten es nur bedingt7). Die Marcos-Koalition aber
war dadurch labiler, brüchiger geworden.

8) Es handelt sich um Lupus erythamatosus, die u. a.
auch die Nieren in Mitleidenschaft zieht und Dialyse
notwendig macht (die Marcos u. a. im Wahlkampf 1986
sichtbar beeinträchtigte).
9) Das besondere Interesse der USA gegenüber den Phil-
ippinen ist bedingt emotional möglicherweise aufgrund
der vergangenen kolonialen Beziehung (1899—1931/
46), insbesondere aber wegen der US-Basen in Subic
Bay und Clark Air Base. Bei diesen handelt es sich um
den größten Militärflughafen und den größten Flotten-
stützpunkt außerhalb der USA. Deren Bedeutung hat
nach dem Verlust Süd-Vietnams und dem Rückzug aus
Thailand sowie der Präsenz der sowjetischen Flotte in
Cam Ranh (Vietnam) nach amtlicher Auffassung eher
zugenommen. Der Pachtvertrag lief ursprünglich auf
99 Jahre (1947—2046). Marcos vermochte schon 1966
dessen Verkürzung (bis 1991) sowie 1979 und im Juni
1983 wesentliche Verbesserungen (auch der materiellen
Bedingungen) durchzusetzen.
10) D. Würfel, The Aquino Legacy and the Emerging
Succession Struggle in the Philippines, 1984, in: South-
east Asian Affairs, 1985, S. 275.

Die Krankheit von Marcos und die
unklare Nachfolgeregelung

All diese Entwicklungen hätten allein den Sturz
von Marcos kaum bewirkt oder auch nur eingelei-
tet. Es mußte wohl noch ein weiterer Umstand
hinzukommen, der so oft eine Rolle spielt und
immer wieder übersehen wird, weil er sich der
sozialwissenschaftlichen Theoriebildung entzieht:
die ideosynkratische Variable, der menschliche
Faktor. Seit (offenbar) 1978 wurde Marcos zuneh-
mend durch eine in Schüben auftretende Krank-
heit geplagt, die sich seit den frühen achtziger Jah-
ren zunehmend verschärfte und ihn nun zeitweise

6) Die grundsätzliche Kritik am IWF (und der Welt-
bank) halte ich namentlich unter diesen innenpoliti-
schen Gesichtspunkten meist für überzogen. Wichtig für
die Philippinen und diese Richtung ist das Buch
W. Bello/D. Kinley/E. Elinson, Development Debacle.
The World Bank in the Philippines, San Francisco 1982.
Die Autoren werten zahlreiche vertrauliche Weltbank-
papiere aus, die aber die Situation auf den Philippinen
— was den Autoren weitgehend entgangen ist — nicht
immer zutreffend wiedergeben. Die Regierung unter
Premierminister Virata 1981 wird als „Weltbank-Kabi-
nett“ tituliert (S. 183). Nach dem Sturz des Marcos-Regi-
mes wurde Finanz- und Premierminister Cesar Virata
Berater des Weltbankpräsidenten für Verschuldungs-
fragen.
7) Den mühevollen Weg der Entmachtung des Kumpa-
nen Roberto Benedicto im Zuckersektor habe ich nach-
gezeichnet in: Süßer Zucker, bitterer Zucker- — Fallbei-
spiel Philippinen, in: H. Dürr/R. Hanisch (Hrsg.), Süd-
ostasien zwischen Tradition und Moderne, Braun-
schweig 1986, S. 138 ff.

weitgehend paralysierte8). Damit wurde die Klä-
rung der Nachfolgefrage, die er bisher herausge-
schoben hatte, immer dringlicher.
Nach Aufhebung des Kriegsrechts 1981 hatte er
sich zur Einsetzung eines Exekutivausschusses be-
reit erklärt, der im Falle seines Ablebens die Re-
gierungsgeschäfte interimistisch übernehmen
sollte. In diesen Ausschuß wurde neben den ande-
ren wichtigsten Ministern auch seine Frau Imelda
Marcos 1982 berufen, die 1981 —möglicherweise
auf Druck des IWF — Finanzminister Virata bei
der Ernennung zum Premierminister unterlegen
war. 1981 machte Marcos außerdem seinen ehe-
maligen Leibwächter und treuen Gefolgsmann
Fabian Ver zum Generalstabschef— unter Umge-
hung ranghöherer und professionellerer Offiziere.
Aufgrund dessen offenbar bedingungsloser Loya-
lität und seinen guten Beziehungen zu Imelda
richteten sich die Spekulationen auf eine regime-
interne Nachfolge immer wieder auf dieses Tan-
dem Imelda-Ver.

Die Rolle der USA
Auch die Reagan-Administration in den USA
zeigte sich über diese Aussichten zunehmend
beunruhigt9). Sie beobachtete die schwindenden
Problemlösungskapazitäten in bezug auf die Be-
kämpfung der kommunistischen Guerilla und der
Wirtschaftskrise mit steigender Sorge und machte
für diese Mißerfolge gerade auch Imelda und Ver
verantwortlich. Sie war überzeugt, daß ein Re-
gime Imelda-Ver „so korrupt, so skrupellos, so
bar jeder ökonomischen Rationalität sein würde,
daß es eine noch viel größere politische Instabili-
tät auslösen würde“ 10).
Nach dem Amtsantritt Reagans (1980) schien die
amerikanische Philippinen-Politik zunächst ent-
spannter. Reagan verfolgte nicht mehr die außen-
politisch z. T. lästige und zugleich folgenlose



Menschenrechtskampagne seines Vorgängers
Carter. Kosmetische Demokratisierungsoperatio-
nen (Aufhebung des Kriegsrechts, Präsidenten-
wahl 1981) erhielten überschwenglichen Bei-
fall11). Im September 1982 konnte Marcos einen
Staatsbesuch in den USA absolvieren, der als
„triumphal“ bezeichnet wurde12). Im Juni 1983
wurde vorzeitig ein neues Abkommen über die
US-Basen im Lande — zu für Marcos wesentlich
günstigeren Bedingungen — abgeschlossen. Den-
noch: Die Irritationen auf amerikanischer Seite
über die zukünftigen Perspektiven des Marcos-
Regimes und der Philippinen blieben und fanden
auch diplomatischen und publizistischen Aus-
druck. Sie führten offenbar zu einer Fehleinschät-
zung der Situation von mehreren Seiten und in der
Konsequenz zu dem folgeschweren Ereignis des
21. August 1983.

Die Ermordung Benigno Aquinos und die Folgen

Benigno Aquino, der wichtigste Führer der bür-
gerlichen Opposition, seit 1980 in den USA im
Exil, plante 1983 seine Rückkehr auf die Philippi-
nen, um die Opposition auf die Parlamentswahlen
1984 vorzubereiten und zu organisieren ). Er sah
seine Aussichten, von der Reagan-Regierung als
Alternative zu Marcos akzeptiert und aufgebaut
zu werden, im Schwinden. Durch die Krankheit
von Marcos waren sich

13

überstürzende Entwick-
lungen nicht mehr auszuschließen, die seine ört-
liche Präsenz um so nötiger machten.
Die Vorbereitungen zur Rückkehr wurden von
Marcos und seiner Umgebung mit Mißtrauen ver-
folgt; offenbar hielt man eine offizielle oder offi-
ziöse Unterstützung durch die US-Regierung
(bzw. den CIA) nicht für ausgeschlossen. Aquino
erschien daher doppelt gefährlich. Imelda Marcos
versuchte zweimal, Aquino von einer Rückkehr
abzuhalten, warnte ihn sogar vor einem Anschlag
auf sein Leben, „den der Präsident nicht verhin-
dern könne“. Aquino ließ sich jedoch von seiner
Rückkehr nicht abbringen und wurde — nahezu
vor den Augen der Weltöffentlichkeit — beim Be-

treten philippinischen Bodens auf dem Flughafen
von Militärs ermordet. Die Hintergründe im ein-
zelnen sind bis heute nicht bekannt. Es scheint
aber plausibel, daß Marcos in diesen Tagen hand-
lungsunfähig war und Militärs mit oder um Gene-
ral Ver die Nachfolgefrage durch das endgültige
Ausschalten des wichtigsten Opponenten außer-
halb des Regimes für sich entscheiden wollten —
eine törichte Vorstellung, die kaum die Billigung
des gewieften Politikers Marcos gehabt haben
dürfte, der gleichwohl nun wohl oder übel seine
treuesten Paladine decken zu müssen glaubte.

Dieser Mord in aller Öffentlichkeit — den man
einem angeblichen kommunistischen Attentäter,
den man gleichfalls ermordete, unterschieben
wollte — führte zu einer weiteren Polarisierung in
der philippinischen Gesellschaft. Er verstärkte
den allseitigen Vertrauensverlust des Regimes und
beschleunigte die allgemeine Krise14).

Die Aquino-Anhänger und Marcos-Opposition
vermochte Hunderttausende in Manila zu
Straßendemonstrationen und Kundgebungen zu
mobilisieren. Bisher schwankende oder neutrale
Unternehmer, Manager, Geschäftsleute und An-
gehörige des Mittelstandes schlossen sich der
Marcos-Opposition an bzw. sympathisierten mit
ihr. Die einflußreiche katholische Kirche, bisher
in ihrem Verhältnis zum Regime gespalten und
eher unentschlossen15), nahm nun durch ihr
Oberhaupt, Jaime Kardinal Sin, dem Erzbischof
von Manila, einem persönlichen Freund Aquinos,
entschlossen Partei für die Oppositionsbewegung.

In den Streitkräften bildete sich schließlich eine
Reformbewegung junger Offiziere, die ihre Ein-
satzbedingungen durch bessere Professionalisie-
rung und Ablösung der Generäle der „Hofkama-
rilla“ (wie Ver zugunsten von Ramos) forderten.
Diese waren nicht eigentlich gegen das Marcos-
Regime eingestellt, aber dennoch Keimzelle für
die Spaltung einer der wichtigsten es tragenden
Institutionen.

All dies bedeutete nicht, daß die gesamte philippi-
nische Gesellschaft sich vom Marcos-Regime ab-
wandte. Im Gegenteil: Dessen Klientelsystem war
zwar brüchiger geworden, aber immer noch intakt
und sehr weitreichend. Außerdem war die nicht-
kommunistische Opposition nicht in der Lage,



sich einheitlich zu organisieren ). Ihr fehlte eine
charismatische Integrationsfigur, die Benigno
Aquino unter
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Umständen hätte sein können. Sie
zerfiel in zahlreiche regionale und nationale Par-
teien, Bewegungen, Gruppen, die immer wieder
vergebliche Anläufe unternahmen, zu einer ge-
meinsamen Organisation zu finden.
Nun aber wurde die tiefe Spaltung der philippini-
schen Gesellschaft und — wichtiger noch! — der
Elite deutlich sowie die abnehmenden Möglich-
keiten des Regimes, die Konflikte in seinem Sinne
zu regulieren. Die Spaltung der Elite einer Gesell-
schaft gilt aber als klassische Voraussetzung da-
für, daß eine revolutionäre Bewegung sich durch-
setzen kann.
Die allgemeine politische Verunsicherung mußte
auch die ohnehin schon dahinsiechende Wirt-
schaft weiter in Mitleidenschaft ziehen. Investi-
tionszurückhaltungund Kapitalflucht trieben nun
die Philippinen an den Rand des Bankrotts ).
Die Wirtschaft erlebte einen z. T. dramatischen
Rückgang des Wachstums, eine Beschleunigung
der Inflation, Massenentlassungen und z. T. stark
sinkende Realeinkommen und Löhne. Gegenüber
den auswärtigen
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Gläubigern mußte das Land um
mehrere dreimonatige Moratorien für die Zins-
zahlungen nachsuchen. Der IWF versuchte in zä-
hen Verhandlungen das Ende der Kumpaneiwirt-
schaft durch Auflösung einiger Monopole — 
mehr oder weniger erfolgreich — sowie eine Be-
grenzung der Staatsausgaben und der Bankkre-
dite zu erreichen.

Eine Atempause, aber die
Glaubwürdigkeitskrise schwelt weiter

Das Marcos-Regime gab dennoch nicht auf. Die
Reagan-Regierung war unschlüssig, ob sie sich
mit der (gespaltenen) bürgerlichen Opposition
einlassen sollte, in der ein starker und stärker wer-
dender Minderheitsflügel eine anti-imperiali-
stische (d. h. anti-amerikanische) Rhetorik pflegt.
Sie übte daher nur verhalten Druck auf das Re-
gime aus,
1. den Mord restlos aufzuklären und die Schuldi-
gen zu bestrafen, und

2. das Regime durch freie Wahlen zu legitimieren
(und damit möglicherweise zu einem breiten Kon-
sens zu finden).
Die Opposition vermochte zudem ihre Massende-
monstrationen gegen das Regime nicht zu versteti-
gen. Anfang 1984 waren sie schon zu kleineren
und mittleren Einzelaktionen abgeflaut18). Auch
der Gesundheitszustand von Marcos schien sich
wieder — zwischenzeitlich — merklich zu verbes-
sern. Eine Atempause war damit gewonnen.
Schon im Januar 1984 ließ Marcos ein Referen-
dum durchführen, in dem u. a. über die Wieder-
einführung der Vize-Präsidentschaft abgestimmt
wurde. Im Mai 1984 fanden Neuwahlen zu dem
erstmals 1978 gewählten Nationalparlament (der
Batasang Pambansa) statt. Es zeugt von der na-
hezu ungebrochenen Erwartung in die Überle-
bens- und Patronagefähigkeit des Regimes zu die-
sem Zeitpunkt, daß sich im Durchschnitt zehn Be-
werber der Regierungspartei um die Kandidatur
für einen Parlamentssitz stritten 199 ). Nicht wenige
der unterlegenen Politiker bewarben sich als
Unabhängige oder für die Opposition um den
Einzug ins Parlament.

11 Mrd. Peso) das Land verlassen haben (D. Würfel
[Anm. 10], S. 264, nach FEER und Asian Wall Street
Journal).

18) Man erinnere sich etwa an die Massendemonstratio-
nen im Iran, die zum Sturz des Schah führten; diese
dauerten vom Oktober 1977 bis Januar 1979.
19) Die US-Botschaft feierte diese Wahlen, bei denen
kaum weniger als 1986 terrorisiert und manipuliert
wurde, als „ein erstaunliches Beispiel der Demokratie
und Partizipation der Bevölkerung“. D. Würfel
(Anm. 10), S. 272.
20) NAMFREL gab es schon in den fünfziger Jahren —
auch damals (wie heute) mit amerikanischer Unterstüt-
zung organisiert. Sie ermöglichte 1953 den Wahlerfolg
des bisherigen Verteidigungsministers Ramon Magsay-
say gegen den amtierenden Präsidenten Quirino. Mag-
saysay galt als Vater des Sieges gegen die (kommuni-
stisch-sozialistischen) Huks.
21) Damit meinten Marcos und seine Getreuen offen-
bar, die Krise überwunden zu haben. Auch diploma-
tische Beobachter, wie der damalige deutsche Botschaf-
ter Klaus Zeller in einem Vortrag im Juni 1985, waren
optimistisch, daß „die Philippinen (und das war das
damalige Regime) die Krise meistern würden“. Zeller
sah dafür schon zahlreiche Indikatoren im wirtschaftli-
chen und politischen Bereich. Vgl. K. Zeller, Die Philip-
pinen — Gesellschaft, Wirtschaft und Politik, in: Asien,
(1986) Januar.

Das Regime mußte nun die Entstehung neuer Op-
positionszeitungen, deren Zirkulation allerdings
weitgehend auf die Hauptstadt Manila beschränkt
blieb, sowie die Wiederbelebung einer regierungs-
unabhängigen, der Opposition nahestehenden
Wahlbeobachterbewegung, des National Move-
ment for Free Elections (NAMFREL), tolerie-
ren20). In den Wahlen verloren zwar vier Minister
ihre Abgeordnetenmandate und anschließend
auch ihr Amt, Unabhängige und Oppositionsab-
geordnete gewannen jedoch nur 61 der 183 Man-
date (1978: 16). Durch massive Wahlbestechung
und letzlich auch Wahlbetrug vermochte das Re-
gime noch einmal dieses eigentlich maßgeschnei-
derte Ergebnis zu erzielen21).



Dennoch tickte die Zeitbombe der Aufarbeitung
des Aquino-Mordes weiter. Ein Untersuchungs-
ausschuß unter dem Vorsitz der pensionierten
Richterin Corazon Agrava bemühte sich seit No-
vember 1983, Licht in diese dunkle Angelegenheit
zu werfen. Ende Oktober 1984 legte die Kommis-
sion einen Mehrheits- und einen Minderheitsbe-
richt (der Vorsitzenden) vor. Einig war man sich
darüber, daß eine Verschwörung von Militärs vor-
lag, uneinig, ob auch General Ver eine Rolle ge-
spielt habe. Marcos konnte nicht umhin, General
Ver zu beurlauben — entlassen wollte er ihn im-
mer noch nicht. Im übrigen ließ er das ganze Ver-
fahren nun ein weiteres mal, diesmal vor einem
sonst für kleinere Korruptionsfälle zuständigen
Gericht, ablaufen. Dieses Gericht beschäftigte
sich sieben Monate (aber nur 50 Verhandlungs-
tage), vom . Februar bis22 zum 26. September
1985, mit der Angelegenheit und sprach die 25
angeklagten Offiziere (darunter Ver) sowie einen
Zivilisten frei. Der Täter, so das Gericht, sei doch
der (ermordete) kommunistische Attentäter.
Schon zuvor hatte Marcos durch orchestrierte
Rückholrufe örtlicher Bürgermeister und Offi-
ziere vor allem in Mindanao („um die NPA besser
bekämpfen zu können“) und durch die Ankündi-
gung, den General wieder in sein Amt einzuset-
zen, wenn er freigesprochen würde, die Richtung
angedeutet. Am 2. Dezember 1985 wurde Ver wie-
der als Generalstabschef eingesetzt. Damit drohte
alles beim alten zu bleiben. Diese Aussicht wurde
namentlich in den USA mit deutlichem Unbeha-
gen registriert. Hier erhoffte man sich wenigstens
durch die Ersetzung General Vers durch General
Ramos eine Reform der philippinischen Streit-
kräfte, um deren Schlagkraft gegen die kommuni-
stische Guerilla zu erhöhen.

Die vorgezogenen Präsidentschaftswahlen
Um diesen amerikanischen Druck abzufangen,
entschloß sich Marcos, seine Legitimität und
Massenbasis durch vorgezogene Präsidentschafts-
wahlen erneut unter Beweis zu stellen22). Am
4. November 1985 verkündete er im amerikani-
schen Fernsehen — wo denn sonst? — seine Ent-
scheidung, sich vorzeitigen Wahlen zu stellen, die
er sehr kurzfristig ansetzte23). Das Vertrauen in

die eigene massenmobilisierende und manipulie-
rende Kraft, die Wahlerfolge bisher immer sicher-
gestellt hatten, bestärkt durch die Uneinigkeit der
Opposition, mag Marcos zu dieser für ihn folgen-
schweren Fehlentscheidung bewogen haben. Die
Opposition hatte zwar mit der Möglichkeit vorzei-
tiger Präsidentschaftswahlen gerechnet, zeigte
sich bisher jedoch außerstande, sich auf einen ge-
meinsamen Kandidaten zu einigen. Der radikale
Flügel, die Linken und die Nationalisten, die
Kommunisten ohnehin, waren zudem, wie schon
zu den Parlamentswahlen im Mai 1984, nicht be-
reit, sich an der zu erwartenden „Wahlfarce“ zu
beteiligen und plädierten für Wahlboykott24 ).
Eine gespaltene Opposition hatte selbst in fairen
Wahlen gegen Marcos keine Chance. Unter dem
Zwang dieser Verhältnisse gelang kurz vor Ablauf
der Nominierungsfrist (am 11. Dezember 1985)
doch noch die Einigung auf ein gemeinsames
Kandidatenteam. Konsensfähig erwies sich
schließlich nur Corazon Aquino, für deren Nomi-
nierung seit Mitte 1985 eine Unterschriftenkam-
pagne (1 Million) lief und die sich, mehr von an-
deren geschoben als durch eigenen Ehrgeiz getrie-
ben, zur Kandidatur bereiterklärte.
Als Witwe des ermordeten Benigno Aquino bot
sie am ehesten die Gewähr, das Martyrium und
den Mythos ihres Mannes massenmobilisierend
gegen Marcos einzusetzen. Als Mitglied der (land-
besitzenden) Oberschicht war sie für die linken
reformerischen („zweckorientierten“ = „cause-
oriented“) Gruppen, die über die Ablösung des
Marcos-Regimes zu (armutsorientierten) Struk-
turreformen kommen wollen, gewiß nicht erste
Wahl. Anders aber als etwa Salvador Laurel,
Sohn des Kollaborations-Präsidenten im Kriege
(mit den Japanern), der zwischen 1967 und 1972
schon Senator war und auch im Marcos-Parla-
ment (1978 bis 1983) gesessen hatte, war Corazon
Aquino bis zur Ermordung ihres Gatten politisch
nicht tätig gewesen — und damit auch nicht (vor-)
belastet. Ihr zukünftiger Kurs erlaubte mehr Hoff-
nungen und Träume als die bekannten Politiker
der alteingesessenen Oligarchie.



Andererseits ging es der Opposition zunächst ein-
mal darum, das zu erreichen, was sie 20 Jahre
nicht geschafft hatte: die Ablösung des Marcos-
Regimes. Alle sich dann daraus ergebenden Op-
tionen würden durch eine schwache und ohne ei-
genen Ehrgeiz amtierende Präsidentin offener ge-
halten werden als bei einem neuen starken, ehr-
geizigen Präsidenten. Obwohl Salvador Laurel
dem stärksten (oppositionellen) Parteienbündnis,
der UNIDO, vorstand, willigte er schließlich in
die bisher relativ bedeutungslose Vize-Präsident-
schaftskandidatur ein, die er jedoch mit der Amts-
übernahme als Premierminister und als Außenmi-
nister koppelte ).25

Da Marcos sich durch die Wahl vor allem gegen-
über dem Ausland, insbesondere den USA, zu le-
gitimieren versuchte (wo er im Wahlkampf na-
hezu täglich Interviews gab)26), mußte er die An-
wesenheit offizieller Beobachter und der zahlrei-
chen Journalisten zugleich herausfordern und to-
lerieren. Wahlfälschungen und sonstige Unregel-
mäßigkeiten drohten so aber leichter aufgedeckt
und an die Öffentlichkeit gebracht zu werden und
damit kontraproduktiv für das Regime zu wirken
(obwohl die meisten Journalisten sich einen sehr
engen Beobachtungsradius, Makati und Pasay in
Manila — wo die internationalen Hotels stehen —,
auferlegten). Mehrheitlich waren die ausländi-
schen Journalisten ganz offenbar voreingenom-
men. Sie sympathisierten mit dem „underdog“
Cory Aquino und erwarteten, daß Marcos — nach
all dem, was geschehen war — keine Massenbasis
mehr haben und allenfalls durch Wahlbetrug sein
Regime retten könnte.
Cory Aquino baute ihre Strategie geschickt auf
dieser Glaubwürdigkeitslücke von Marcos auf. Im
Tenor lautete ihre Argumentation: Wenn sie nicht
gewählt werden würde, konnte nur Wahlbetrug
sie daran gehindert haben. Sie wurde dabei von
weiten Teilen der katholischen Kirche, die den
Kampf zwischen dem „Guten“ und dem „Bösen“
zu beobachten meinte, und von NAMFREL, die
von der katholischen Kirche und der Elite zu ei-
ner Massenbewegung von gut einer halben Mil-
lion ehrenamtlicher Mitarbeiter ausgebaut wor-
den war, unterstützt.
Die bisher (auch vor Marcos) üblichen Unregel-
mäßigkeiten — Manipulationen an den Wahlli-
sten (potentielle Opponenten fehlen, Anhänger
wählen mehrmals), Austausch von Wahlurnen
und Zählergebnissen, physische Einschüchterung
von Wählern und Opponenten (bis zu deren Er-

mordung) — erhielten so eine breite Publizität.
Die durchaus noch vorhandene breite Massenba-
sis von Marcos wurde durch die Berichterstattung
über seine Wahlmanipulationen in den Hinter-
grund gedrängt. Derartige Vorfälle wurden damit
zu einer angeblich deutlichen Aquino-Mehrheit
aufgebauscht. Zum Teil wurden dabei auch Fehl-
informationen unbesehen weitergeleitet und über-
nommen. Am Ende standen zwei Sieger — mit
unterschiedlich positiven Zählresultaten, aber
doch ein Verlierer, nämlich Marcos, fest. Seine
nationale und internationale Legitimitätslücke
hatte weiteren Schaden genommen. Cory Aquino
machte durch den Aufruf zum zivilen Ungehor-
sam deutlich, daß sie die Wahlfälschungen nicht
auf sich beruhen lassen wollte.

Das Ende

In dieser Situation der allgemeinen Unsicherheit
sagten sich Verteidigungsminister Juan Ponce En-
rile und der amtierende Generalstabschef Fidel
Ramos von Marcos los und erkannten Corazon
Aquino als neue Präsidentin an. Dieser Seiten-
wechsel war Ausdruck des schwindenden Ver-
trauens in die Lebenskraft des Marcos-Regimes,
vielleicht einiger angestauter Frustrationen (der
beiden gegenüber Ver und auch Imelda), der
(Fehl-)Informationen über eine bevorstehende
Verhaftung und möglicherweise amerikanischer
Ermunterungen (auf unterer Ebene). Obwohl die
Rebellion schlecht vorbereitet war, leitete sie den
Sturz von Marcos ein.

Die offensichtliche Spaltung nun auch der Armee
als seiner wichtigsten Stütze sowie die Aussicht
auf einen blutigen Bürgerkrieg innerhalb der
(antikommunistischen) Elite überzeugten Präsi-
dent Reagan davon, daß Marcos nicht mehr zu
halten war. Marcos hätte gewiß diese Rebellion
noch mit militärischen Mitteln beenden können.
Die Hunderttausende auf den Zufahrtsstraßen
(People’s Power) konnten das Rebellenhaupt-
quartier nämlich nur solange „schützen“, wie die
Marcos-Panzereinheiten nicht den Befehl beka-
men, zu schießen. Durch ein derartiges Gemetzel
— wie wir es dennoch immer wieder in Dritte-
Welt-Staaten erleben müssen — wäre allerdings in
dieser Situation kaum viel gewonnen worden. Auf
Druck der USA nahm Marcos davon Abstand.
Seine Situation war aussichtslos geworden. Erst
als der amerikanische Präsident ihm dies aus-
drücklich bestätigte (über zwei Telefonate mit
dem US-Senator Laxalt), gab Marcos auf. Nach-
dem er sich noch am Vormittag zum Präsidenten
hatte vereidigen lassen, verließ er am Abend des
25. Februar 1986 den Malacanang-Palast und am
nächsten Tag das Land, um sich nach Hawaii ins
Exil zu begeben.



Die Hinterlassenschaft des Marcos-Regimes

Bevor wir uns den Problemen der neuen Regie-
rung zuwenden, ist es sinnvoll, einen kurzen Blick
auf die Hinterlassenschaft des Marcos-Regimes
und dessen Ansprüche und Leistungen zu werfen.
Dazu ist auch ein kurzer Blick auf das politische
System vor Marcos notwendig, das er seit 1972
erheblich umgestaltete.

Das demokratisch-oligarchische System
vor Marcos

Das demokratische System (unter einer Verfas-
sung von 1934) war weitgehend am nordamerika-
nischen Vorbild orientiert, inklusive zweier mit-
einander konkurrierender Parteien, die sich kaum
politisch voneinander unterschieden27). Es wurde
allerdings weitgehend von der (ursprünglich land-
besitzenden) Oligarchie, zunehmend allerdings
auch von Vertretern des prosperierenden Mittel-
standes, die z. T. in die Oligarchie einheirateten,
beherrscht ).28

Vorherrschendes Organisationsprinzip war auch
damals der Klientelismus. Durch Verfügung über
private und zunehmend staatliche Ressourcen
verstand man es, sich eine politische Gefolgschaft
aufzubauen. Die allgemeinen Wahlen zu den poli-
tischen Ämtern wurden nicht ganz unblutig ausge-
fochten; sie ermöglichten aber eine Abwahl der
jeweiligen Amtsinhaber und damit eine Zirkula-
tion der Eliten, die im übrigen in politischen Fra-
gen weitgehend durch einen Herrschaftskonsens
verbunden waren.
Linke oder reformerische Bewegungen oder Par-
teien hatten in diesem System praktisch keine
Chancen. Obwohl formalrechtlich zentralistischer
organisiert als etwa die USA, ruhte die tatsäch-
liche Macht doch dezentralisiert in den Provin-
zen, wo die großen Familien die Vorentscheidun-
gen über die Kandidatur für die politischen Ämter
trafen (und allenfalls gegeneinander konkurrier-
ten), eigene Privatarmeen unterhielten, den Zen-
tralstaat recht schwach hielten, indem sie keine
Steuern zahlten, den Kongreß weitgehend zu lo-
kaler Repräsentation mißbrauchten und eine na-
tionale Formulierung der Politik weitgehend ver-
hinderten.

Das Kriegsrechtregime: Hintergünde
und Ansprüche
Die Auflösung dieser Institutionen 1972 ermög-
lichte Marcos nicht nur eine sonst kaum durch-
setzbare unbegrenzte Verlängerung seiner Amts-
zeit 29). Er versuchte ihr auch eine positive Begrün-
dung zu geben. Marcos wollte die Verhängung des
Kriegsrechts als eine „Revolution“ zur Schaffung
einer „Neuen Gesellschaft“ verstanden wissen.
Durch Stärkung und Zentralisierung der Staats-
funktionen sollten die Bedingungen für eine bes-
sere privatkapitalistische Entwicklung gelegt wer-
den. Das setzte eine Verbesserung der allgemeinen
Rechtsverhältnisse voraus. Dazu gehörte die effi-
zientere Bekämpfung der seit 1969 sich mit einer
neuen Dynamik entwickelnden kommunistischen
Guerilla, die Beendigung des latenten Bürgerkrie-
ges auf der Südinsel Mindanao zwischen Moslems
und Christen (um Landrechte), die Zurückdrän-
gung der wachsenden (Straßen-)Kriminalität, die
Entmachtung der lokalen Autoritäten (u. a. durch



Entwaffnung von deren Privatbanden) sowie eine
Garantie für ausländische Privatinvestoren
(durch Neutralisierung der wachsenden nationali-
stischen Bewegung).
Dies erforderte eine Verbesserung der Verwer-
tungsbedingungen für das Kapital durch weitere
Maßnahmen: durch den Ausbau der materiellen
Infrastruktur, finanziert durch Anhebung der
Steuerextraktionsrate und durch (auswärtige)
Kreditaufnahme; durch eine rationalere Verwal-
tung (einige tausend Beamte wurden 1972 wegen
„Korruption und Mißwirtschaft“ entlassen) und
Gesetzgebung (das unendlich langwierige parla-
mentarische Gesetzgebungsverfahren wurde
durch Präsidentendekrete ersetzt); schließlich
durch eine Kontrolle der Arbeiterbewegung (u. a.
Verbot von Streiks, klientelistische Einbindung
der Gewerkschaftsführer in das System) und
durch den Ausbau des staatlichen Lenkungs- und
Regulierungsapparates, um Prioritäten festlegen
und gegenüber dem Weltmarkt einheitlich auftre-
ten zu können (etwa durch Vermarktungsmono-
pole).
Durch eine verstärkte Bereitstellung von Betriebs-
mitteln und Krediten sowie eine Land- und Pacht-
reform sollte der bisher rückständige Grundnah-
rungsmittelsektor (Reis, Mais) dynamisiert wer-
den, durch Förderung neuer Exportsektoren (Ba-
nanen, Tourismus) sollte die Außenwirtschafts-
struktur diversifiziert, die durch die bisherige pro-
tektionistische Politik teuren und kaum konkur-
renzfähigen Binnenmarktindustrien durch Ent-
wicklung von Exportindustrien und schließlich
auch von Grundstoffindustrien ergänzt werden.
Politisch bedeutete dieses Programm eine Ent-
machtung der bisher einflußreichen Oligarchie.
Einigen, wie Benigno Aquino (1972—1980 inhaf-
tiert), wurden die bürgerlichen Ehrenrechte entzo-
gen. Anderen, wie Salvador Lopez (einst Vize-
präsident unter Quirino 1949—1953 und Marcos
1965—1971), wurde auch der Besitz genommen
oder z. T. entzogen, wie durch die Landreform im
Reis- und Maissektor, oder immerhin kontrolliert,
wie im Zuckersektor durch eine staatliche Mono-
polbehörde und staatliche Banken30). Ein Teil der
Oligarchie fand sich allerdings zu einer aktiven
Kooperation mit dem Marcos-Regime bereit und
vermochte so — jedoch in Abhängigkeit vom Re-
gime — seine Macht zu konsolidieren. Andere
suchten sich nur so weit wie nötig zu arrangieren
oder verharrten in der Opposition bzw. gingen ins
Exil.
Die politische und die Wirtschaft regulierende
Macht wurde im Staat zentralisiert und von (pro-

fessionellen) Technokraten und Militärs, die zu-
nehmend auch in zivile Behörden einrückten, ver-
waltet.' Die gesellschaftlichen Kräfte suchte das
Regime korporatistisch, d. h. in einheitlichen,
hierarchisch gegliederten, vom Regime klienteli-
stisch abhängigen Verbänden — allerdings etwas
unentschlossen und letztlich nicht konsequent —
zu organisieren.

Defizite und Leistungen des autoritären Regimes
Auch wenn dieses Entwicklungsmodell durchaus
nicht ohne Plausibilität ist und in der theoreti-
schen Literatur seine Befürworter findet, so erwies
sich sein zentrales Defizit doch in der Praxis: Die
Zentralisierung und Verstaatlichung der politi-
schen Macht bedeutete nicht eine irgendwie gear-
tete Rationalisierung im Rahmen einer „Entwick-
lungsdiktatur“, sondern deren erneute monopoli-
stische Privatisierung durch den Marcos-Clan. In-
vestitionsentscheidungen des Staates und die Tä-
tigkeit seiner Regulierungsbehörden gingen nicht
primär von kollektiv realisierbaren wirtschaftli-
chen Kosten-Nutzen-Überlegungen aus. Sie wur-
den hingegen von politischen und nur individuell-
privat realisierbaren Kalkülen überlagert, z. T.
ganz verdrängt. Damit wurde einerseits die Ab-
sicht verfolgt, durch eine Ausweitung des (staat-
lich finanzierten) Klientelsystems die politische
(Massen-)Basis zu verbreitern, zum anderen für
einen exklusiven Kreis von Kumpanen („cro-
nies“) die Möglichkeit eröffnet, über die poli-
tische Sphäre — und eben nicht allein durch ihre
privatwirtschaftliche Unternehmertätigkeit und
Leistung — große (private) Vermögen anzuhäu-
fen. Das gab es vor Marcos zwar auch schon —
aber längst nicht in dieser Intensität und Reich-
weite.
Einige der Kumpane übten neben ihren privat-
wirtschaftlichen auch selbst staatlich-hoheitliche
Funktionen aus. Hier sind insbesondere die „Za-
ren“ des Zucker- (Roberto Benedicto) und des
Kokosnußsektors (Eduardo Cojuangco), aber
auch der alte und neue Verteidigungsminister En-
rile (u. a. im Kokosnuß- und Holzsektor) sowie
der zeitweilige Handelsminister unter Marcos und
Vorsitzende der Präsidialkommission für Regie-
rungsreorganisation unter Aquino, Luis Villa-
fuerte, sowie natürlich die Präsidentenfamilie — 
mit ihren Eltern, Onkeln, Geschwistern, Vettern
und Kindern — zu erwähnen. Im Zentrum dieses
Systems standen Ferdinand Marcos und seine
Frau Imelda, die ganz großen, aber auch mittleren
und kleinen unmittelbaren Nutznießer und Profi-
teure waren jedoch breit gestreut. Sie garantierten
die lange Stabilität und die bis heute längst nicht
ganz erloschene Popularität des Regimes in Teilen
der Bevölkerung.
Unter dem Marcos-Regime wurde die Infrastruk-
tur erheblich ausgebaut und verbessert, die Nah-



rungsmittelproduktion (bis zur Deckung der Ei-
gennachfrage) gesteigert, durch Pacht- und Land-
reform die Abgabenbelastung eines kleinen, aber
nicht unwesentlichen Teils der ländlichen armen
Bauern vermindert31 ), die Industrialisierung für
den Export stark, im Grundstoffbereich in den
Ansätzen ausgebaut32 ). Dabei sind zahlreiche
schlechte oder doch fragwürdige Projekte und
Programme finanziell zu teuer und/oder auf Ko-
sten der betroffenen Menschen in Angriff genom-
men oder realisiert worden. Viele unseriöse Un-
ternehmen (von Kumpanen), die bankrott gingen,
wurden vom Staat übernommen.

Die Wirtschaft wurde damit zunehmend in eine
gemischte staatskapitalistische Richtung ge-
drängt. Die Steuerrate konnte in den siebziger
Jahren zwar angehoben werden, ging dann aber
wieder zurück. Die Ausweitung der Staatstätigkeit
mußte so vor allem durch innere und äußere Ver-
schuldung finanziert werden. Die Armutsgruppen
erlebten im großen und ganzen — trotz amtlicher
Rhetorik, zahlreicher Sozialprogramme und einer
sich immer stärker ausfächernden Mindestlohn-
gesetzgebung — keine Verbesserung ihrer Lage.
Die Reallöhne fielen namentlich in der ersten
Hälfte der siebziger und in den achtziger Jahren
dramatisch. Einem großen Teil der Filipinos —
statistische Untersuchungen sprechen von mehr
als zwei Dritteln — ist die Deckung der elementa-
ren Grundbedürfnisse ein täglicher Kampf, eine
alltägliche Herausforderung.

Die Rebellion der Moslems, die sich nach Verhän-
gung des Kriegsrechts zunächst intensivierte,
konnte, nicht zuletzt aufgrund einer geschickten
Diplomatie und interner Zwistigkeiten der Mos-
lemführer, weitgehend zurückgedrängt, jedoch
nicht beendet werden33 ). Gegen die kommuni-
stische Guerilla wurden allenfalls einige Anfangs-
erfolge erzielt. Sie stand am Ende der Marcos-Ära
wesentlich stärker da als zum Zeitpunkt der Ver-
hängung des Kriegsrechts34 ). Das Kriegsrechtsre-
gime und auch die Zeit danach brachte die Aufhe-
bung und Einschränkung zahlreicher bürgerlicher
Freiheiten und — wie erwähnt — die rechtliche
oder faktische Aufhebung der Gewaltenteilung.
Zahlreiche Menschenrechtsverletzungen durch
das Regime und seine Organe, durch lokale In-
stanzen und lokale Gewalten, deren Aktionen
letztlich staatlich toleriert wurden, sind zu bekla-
gen. So bedauerlich jeder Einzelfall ist und mit
Recht die Aufmerksamkeit der internationalen
Öffentlichkeit herausfordert und häufig auch ge-
funden hat35), so darf zur Einschätzung der phil-
ippinischen Verhältnisse unter Marcos dennoch
nicht übersehen werden, daß es in anderen Staa-
ten Asiens schlimmere Menschenrechtsexzesse
gab und gibt und vielfach die staatliche Gewalt
manifester, der Meinungsterror bedrückender ist
als selbst in den meisten Kriegsrechtsjahren unter
Marcos. Ob unter dem neuen Regime — auch
außerhalb Manilas, in der ländlichen Provinz —
eine nachhaltige Verbesserung eintritt, wird sich
noch zeigen müssen.

Probleme und Perspektiven der Regierung Aquino.

Die heterogene neue Koalition

Corazon Aquino ist von einer heterogenen Koali-
tion in die Präsidentschaft getragen worden. De-

ren führende Vertreter, die neuen Kabinettmit-
glieder, Leiter wichtiger Regierungsbehörden und
der Ausschüsse, gehören zwar überwiegend dem



(alten und neuen) Besitzbürgertum an, organisa-
torisch — etwa in einer Partei — haben sie aber
noch keine gemeinsame Plattform gefunden.
Noch herrscht ein Konsens über die zentralen
Fragen, die zu lösen sind. Corazon Aquino selbst
hat keine eigene institutionalisierte politische Ba-
sis — außer ihrer Popularität in breiten Kreisen
der Bevölkerung, die jedoch nicht in allen Teilen
des Landes gleichermaßen gegeben ist. Ihre Popu-
larität beruht zudem z. T. auf naiven Hoffnungen
und Erwartungen, die nur enttäuscht werden kön-
nen. Ohne organisierte politische Basis dürfte es
ihr auf (selbst mittelfristige) Dauer schwerfallen,
sich als exekutiver Präsident — mit auch notwen-
digen unpopulären Entscheidungen — durchzu-
setzen. Die Rolle einer der Tagespolitik entrück-
ten präsidialen „Landesmutter“, die den Gesamt-
staat integriert und repräsentiert, dürfte ihr dage-
gen eher gelingen und ihrem Naturell eher ent-
sprechen.
Das gegenwärtige Regime wird getragen von dem
Zweckbündnis einer uralten Marcos-Opposition
(Aquino, Salonga, Diokno, Landwirtschaftsmini-
ster Mitra), von Oppositionellen, die sich erst
nach dem Kriegsrecht einen Namen gemacht ha-
ben (so der Minister für Lokalverwaltung Pimen-
tei), von politisch bisher nur indirekt aktiven Mar-
cos-kritischen Unternehmern (Minister für öffent-
liche Arbeiten Mercado, Handels- und Industrie-
minister Concepcion, Finanzminister Ongpin)
von Wissenschaftlern (Planungsministerin Mon-
sod) und Menschenrechtsanwälten (Arbeitsmini-
ster Sanchez/Agrarreformminister Alvarez/Exe-
kutivsekretär Arroyo) sowie von Politikern, die
mit Marcos lange Zeit kooperiert, aber schon vor
einigen Jahren (Laurel, Villafuerte) oder erst kurz
vor seinem Sturz (Enrile, Ramos) mit ihm gebro-
chen haben. Es wird unterstützt und kritisch
begleitet von Institutionen, die zum Sturz von
Marcos beigetragen haben und die durch Ver-
trauensleute in der Regierung vertreten sind: der
katholischen Kirche (Concepcion, Erziehungsmi-
nisterin Quisumbing), einem Teil der zielorien-
tierten Selbsthilfe- und Protestgruppen (Roga-
ciono Mercado) und der Armee, soweit sie loyal
hinter Enrile und Ramos steht. Nicht weniger als
drei Minister (Enrile, Laurel, Pimentei) haben ei-
gene (Präsidentschafts-)Absichten und suchen
ihre Aussichten — auch gegeneinander — in der
gegenwärtigen (Übergangs-)Regierung zu verbes-
sern und — möglicherweise — den für sie gün-
stigsten Zeitpunkt des Absprungs abzuwarten.
Aufgrund ihrer heterogenen Zusammensetzung
ist die Neigung der Aquino-Regierung, grund-

legenden Entscheidungen auszuweichen, groß.
Dennoch muß sie sich einer Reihe von Problemen
stellen, deren Lösung schwierig und deren Be-
handlung genügend Konfliktstoff für ein (frühzei-
tiges) Auseinanderbrechen der gegenwärtigen
Koalition liefern könnte.

Das Problem der Legitimität der
Revolutionsregierung

Schon über das erste anstehende Problem — der
Frage nach der Legitimität der Regierung —
herrschten Meinungsverschiedenheiten. Genau
genommen war Corazon Aquino nur durch die
Vermutung über einen Wahlsieg, ihre demonstra-
tive Unterstützung durch die hauptstädtischen
Massen und die aktive Rebellion eines kleinen
Teils der Armee ins Amt gelangt. Legal war dieser
Weg nicht, konnte er nach Lage der Dinge nicht
sein.
Dennoch gab es Bestrebungen im Kabinett und
der Marcos-Partei, die Legalität der Regierung
Aquino anzunehmen und die Amtsgeschäfte auf
der Basis der (Marcos-)Verfassung von 1973 zu
führen. Dies hätte den Nachteil gehabt, daß na-
hezu die gesamte politische Infrastruktur — das
Parlament, die Behörden sowie die kommunalen
Ämter — in der Hand von Marcos-Anhängern
geblieben wäre, mit denen kooperiert hätte wer-
den müssen.
Einen Monat nach Ablösung von Marcos wurde
der revolutionäre Charakter der Aquino-Regie-
rung mit einer Interims-Verfassung proklamiert.
Das Parlament wurde aufgelöst, Gouverneure
und Bürgermeister — die z. T. zähen, hinhalten-
den Widerstand leisteten —, außerdem höhere
Beamte und Botschafter wurden durch Anhänger
des neuen Regimes ersetzt, z. T. längst überfällige
Pensionierungen von Marcos-loyalen Offizieren
wurden vorgenommen.
Rechtsformalisten, wie der ehemalige Vizepräsi-
dentschaftskandidat Tolentino, sehen damit bei
Frau Aquino mehr Macht konzentriert als bei
Marcos. Tatsächlich ist deren politische Basis —
wie erwähnt — weit brüchiger. Ihre Diktaturvoll-
machten sind nur eine Übergangslösung. Poli-
tische Parteien, auch die Marcos-Partei KBL und
eine Abspaltung unter dem ehemaligen Arbeits-
minister (und früheren Präsidentschaftsaspiran-
ten) Blas Ople, wurden nicht verboten. Dem frei-
gelassenen ehemaligen CPP-Führer Jose Sison 
wurde die Gründung einer neuen (kommunisti-
schen) Partei (Partido mg Bayan) gestattet, die
ihren Gründungskongreß im August abhielt und
über beträchtliche finanzielle Ressourcen zu ver-
fügen scheint. Viele bürgerliche Freiheiten (De-
monstrationsrecht, Streikrecht, Pressefreiheit
usw.) wurden staatlicherseits liberalisiert, viele
politische Gefangene wurden entlassen.



Im Juni 1986 wurde eine Verfassungskommission
eingesetzt, über deren Vorschlag — im wesentli-
chen eine Rückkehr zu den Institutionen von 1935
(die bis 1972 existierten) — Ende des Jahres in
einem Referendum abgestimmt werden soll. Für
März 1987 sind Wahlen zu den beiden Kammern
des Nationalparlaments und zu den kommunalen
Körperschaften vorgesehen. Erst dann kann der
Redemokratisierungsprozeß im formalen Sinne
als abgeschlossen gelten — wenn es dazu kommen
sollte.

Die Frage der Menschenrechte und
das Verhältnis zum Kommunistischen Untergrund

Für die bisherige Opposition mußte die Durchset-
zung der Bürgerrechte — inklusive Entlassung der
politischen Gefangenen sowie die Einsetzung ei-
ner „sauberen Verwaltung“ — ein zentrales Anlie-
gen sein. Gegen den Widerstand von Verteidi-
gungsminister Enrile und General Ramos wurden
alle politischen Häftlinge (in Manila) entlassen —
auch die gefangenen kommunistischen Guerille-
ros wie u. a. der Gründer der Kommunistischen
Partei (CPP), Jose Sison (seit 1977 inhaftiert).
Die Entlassung auch der kommunistischen Ge-
fangenen war sicher allein schon deshalb geboten,
um die Voraussetzung für den Versuch eines
Ausgleichs mit ihnen zu schaffen. Enrile,
oberster Kriegsrechtsverwalter unter Marcos
(1972—1980), sieht diese Bemühungen — gewiß
aus nicht ganz uneigennützigen Motiven — von
vornherein als aussichtslos an. Tatsächlich halten
die militärischen Auseinandersetzungen unver-
mindert an, wobei unklar ist, ob die Militanten
unter den Militärs und der New People’s Army
(NPA) hier vorpreschen, um von vornherein je-
den Ausgleich unmöglich zu machen. Allerdings
scheinen die Aussichten dafür denkbar schlecht.
Anders als die bürgerliche Marcos-Opposition
kämpft die Kommunistische Partei nicht nur ge-
gen das Marcos-Regime — als einem „Handlan-
ger des US-Imperialismus“ —, sondern darüber
hinaus für eine Umwälzung der gesellschaftlichen
Verhältnisse im Lande. Sie ist die einzige kommu-
nistische Guerillabewegung in Asien, die sich auf
dem Vormarsch befindet. Aus diesem Gefühl der
(wachsenden) Stärke dürfte sie allenfalls zu einer
Art Doppelherrschaft36 ) bereit sein, wie sie zeit-
weise in Laos und Süd-Vietnam praktiziert wurde.
Dort waren die Kommunisten allerdings noch we-
sentlich stärker, kontrollierten ganze Provinzen
— und suchten schließlich nur einen günstigen
Zeitpunkt, die Macht im ganzen Lande zu ergrei-
fen. Allein eine Amnestie bei Ablieferung der

Waffen dürfte für die philippinischen Kommuni-
sten jenseits jeder Erwägung liegen. Selbst inhalt-
lich-politische Angebote, die zu ihrem Forde-
rungskatalog gehören (etwa Kündigung der US-
Basen) und Reformen (Agrarreform), dürften ih-
ren harten Kern kaum zum Aufgeben bewegen, da
es sich dabei immer nur um Reformen innerhalb
des bestehenden Systems und der gesellschaftli-
chen Verhältnisse, nicht aber um nach ihrer Dok-
trin (erste) Schritte zu deren grundlegenden Über-
windung handeln kann.
Die Ablösung des Marcos-Regimes, verbunden
mit der Durchführung einiger wichtiger Sozialre-
formen, bietet dennoch die Chance, daß einige
Aktivisten, Mitläufer und Sympathisanten ihre
Waffen niederlegen und im Post-Marcos-System
legal mitarbeiten. Ansatzpunkte bieten sich insbe-
sondere bei den NDF-Mitgliedern37), bei denen
nicht allein Marx und Mao Ideologie und Ziel-
richtung bestimmen, sondern christliche Sozial-
lehre („Basistheologie“) und die Interessen ethni-
scher Minderheiten sowie andere örtliche Gege-
benheiten der dezentral operierenden Guerilla.
Erste Erfolge, deren Dauerhaftigkeit nicht beur-
teilt werden kann, wurden hier, ebenso wie mit
der moslemischen Guerilla, schon erzielt.
Es ist jedoch mehr als zweifelhaft, ob die Regie-
rung überhaupt substantielle Zugeständnisse bzw.
(Sozial-) Reformen anbieten kann38 ). Ihre diesbe-



zügliche Fähigkeit wird nicht nur durch ihre ei-
gene gesellschaftliche Basis, die Verflechtung des
Landes mit der internationalen Ökonomie, die im
Kern nicht aufgegeben werden soll und kann, und
die anhaltend starke Stellung des Militärs und na-
mentlich Enriles stark eingeschränkt. Gelingt
keine Beendigung des Guerillakrieges, wird es im-
mer schwerer sein, militärische Übergriffe und
Menschenrechtsverletzungen des z. T. schlecht be-
soldeten und ausgerüsteten Militärs gegen die ge-
wiß auch nicht zimperlichen Guerillas, gegen ver-
mutete Sympathisanten und unbeteiligte Dritte
unter Kontrolle zu bringen. Darüber hinaus soll-
ten die nicht-staatlichen, allenfalls staatlich tole-
rierten, Menschenrechtsverletzungen nicht über-
sehen werden, wie sie immer schon — auch vor
Marcos — alltäglich waren und noch sind: die
brachiale Militanz der Besitzenden mit ihren
Schlägerbanden und Sicherheitsdiensten gegen
jegliche Opposition linker Gewerkschaftler, Ar-
beiter, Bauern, Pächter, Menschenrechtsaktivi-
sten auf lokaler Ebene, die als „Kommunisten“
diffamiert werden. Auch dieses Problem dürfte
die Regierung Aquino schwer in den Griff bekom-
men — vermutlich werden die meisten ihrer Mit-
glieder es nicht einmal als solches erkennen wol-
len.

Das Verhältnis zu den Marcos-Loyalisten
und die Rolle Enriles
Die Untersuchung der Menschenrechtsverletzun-
gen des Militärs durch die Diokno-Kommission
sowie das Aufspüren des illegal erworbenen Mar-
cos-Vermögens39) und das seiner Kumpane durch
die Salonga-Kommission haben nicht nur die
Funktion, begangenes Unrecht aufzudecken und
rechtsstaatlich zu behandeln, d. h. so weit mög-
lich den Schaden wieder gutzumachen. Damit
sollen auch die Verfehlungen des Marcos-Re-
gimes dokumentiert und etwaigen politischen
Comeback-Versuchen der Boden entzogen wer-
den. Das Engagement der beiden hochangese-

henen, unbestechlichen Rechtsanwälte wird von
vielen Mitgliedern der Regierung jedoch mit ge-
mischten Gefühlen, von einigen mit Ablehnung
verfolgt.
Auch hier steht Enrile im Mittelpunkt, der einer-
seits die Armee intakt und geschlossen hinter sich
zu halten sucht, andererseits aber selbst einer der
wichtigsten Kumpane des Marcos-Regimes war.
Enrile wird so zunehmend zu einer Belastung für
die Aquino-Regierung — gleichzeitig jedoch zu
ihrer unberechenbaren Stütze. Er befindet sich in
einer paradoxen Doppelrolle, die nicht ohne Fol-
gen bleiben kann. Die bisherigen Marcos-Anhän-
ger, z. T. um ihre Stellen und Pfründe gebracht,
sehen nämlich in ihm durchaus nicht den verab-
scheuungswürdigen Königsmörder, sondern set-
zen ihre Hoffnungen auf ein politisches Come-
back gerade in ihn.
Nachdem die Marcos-Anhänger seit Ende April
durch zahlreiche, allerdings meist kleinere De-
monstrationen in Manila auf sich aufmerksam ge-
macht haben und Ferdinand Marcos vom fernen
Hawaii durch intensiven Telefonkontakt erneut
Einfluß auf die Entwicklung zu nehmen versucht,
nachdem man sich in Manila im Juni mit Putsch-
gerüchten, die sich um die Person Enriles rankten,
beschäftigte, suchten die Marcos-Loyalisten
durch einen Operetten-Coup Mitte Juli die Ent-
wicklung voranzutreiben. Unter dem Schutz von
etwa 200 Soldaten und der Mitwirkung einer
Handvoll höherer aktiver und gerade pensionier-
ter Offiziere wurde der Vize-Präsidentschaftskan-
didat Arturo Tolentino zum amtierenden Präsi-
denten — „bis zur Rückkehr des rechtmäßigen
Präsidenten“ — „vereidigt“. Tolentino ernannte
Enrile zum Premier- und Verteidigungsminister.
Dieser lehnte zwar ab, zeigte aber eine betont auf-
geschlossene Haltung gegenüber den beteiligten
Militärs, denen er Straffreiheit zusicherte. Enrile
sah seine Zeit offenbar noch nicht gekommen.
Inzwischen setzt er sich auch verbal immer häufi-
ger in der Öffentlichkeit von der Aquino-Regie-
rung ab, der er eine lasche Haltung gegenüber den
Kommunisten vorwirft. Durch die Verhaftung des
(vermutlich inzwischen entmachteten) Parteivor-
sitzenden Rafael Salas im September in Manila
vermochte er vorübergehend sogar die Verhand-
lungen mit der NDF zu gefährden. Sein Verhalten
legt den Schluß nahe, daß er die Armee und die
Rechte auf zukünftige legale oder illegale Aktio-
nen seinerseits vorbereiten, einstimmen und sam-
meln möchte. Auch in einem demokratischen Re-
gime hätte er unter den gegebenen Verhältnissen,
wenn er die Führung der Marcos-Anhänger zu
übernehmen vermag, mit Unterstützung der Ar-
mee durchaus gute Chancen. Allerdings hat die 
Verfassungskommission sich auf eine sechsjährige
Amtsperiode für Cory Aquino (ohne Möglichkeit
der Wiederwahl) geeinigt. Dies mag für den heute
Zweiundsechzigjährigen zu lange sein.



Eine Lösung der wirtschaftlichen und
sozialen Krise ist nicht in Sicht
Diese Unsicherheit über die Haltung und die Op-
tionen Enriles beeinträchtigen den ohnehin gerin-
gen Handlungsspielraum der Regierung auch im
wirtschaftlichen und sozialen Bereich, wo leichte
Erfolge zudem kaum zu erzielen sind. Der Sturz
des Marcos-Regimes hat die erhoffte Steigerung
der Investitionsbereitschaft durch Rückkehr des
Fluchtkapitals und durch ausländische Investitio-
nen bisher nicht bewirkt. Die notwendige Libera-
lisierung der Arbeiter- und Gewerkschaftsrechte,
die Diskussion über eine Eingrenzung der auslän-
dischen Direktinvestitionen sowie über eine mög-
licherweise einseitige Prüfung der Anerkennung
aller Auslandsschulden, ohne daß die Regierung
sich bisher jedoch zu einer klaren Linie, zu einer
amtlichen Politik durchzuringen vermochte, ha-
ben die Verunsicherung privater Anleger kaum
abbauen können. Die Regierung Aquino ver-
mochte bisher kaum wesentlich mehr Wirtschafts-
hilfe zu mobilisieren, als dies Marcos — vor der
Wahlkrise — auch gekonnt hätte. Der erhoffte
Marshall-Plan zum Wiederaufbau des Landes
fand bisher jedenfalls nicht statt. Eine nachhaltige
Verbesserung der Absatzbedingungen und der
Weltmarktpreise für die damiederliegenden Ex-
portsektoren, die eine gewisse Entspannung be-
wirken könnten, ist gleichfalls nicht in Sicht.
Vor allem die Auslandsverschuldung von über 26
Mrd. US-Dollar, deren dramatisch angestiegener
Schuldendienst nur durch Umschuldungen und
neue Schuldenaufnahme abgemildert, nicht aber
beseitigt werden kann, sowie die tendenziell sin-
kenden eigenen Staatseinnahmen, die zudem vom
abgelösten Regime z. T. schon im Vorwahl- und
Wahlkampf verplempert wurden, gestatten der
Aquino-Regierung nur einen engen finanziellen
Handlungsspielraum einer aktiven Investitions-
förderungs- und Sozialpolitik. Die beabsichtigten
ländlichen Beschäftigungs- (im Infrastrukturbe-
reich) und Kreditprogramme werden schwer
finanzierbar sein. Unbeschadet ihrer sozialpoliti-
schen Notwendigkeit (Arbeit und Einkommen für
die Armen) kann darüber hinaus ihr langfristiger
wirtschaftlicher Nutzen nicht garantiert werden.
Auch das Marcos-Regime hat hier Aktivitäten
vorzuweisen und mußte seine negativen Erfah-
rungen machen40 ).

Die Perspektiven
Die Lage breiter Bevölkerungsschichten auf dem
Lande und in den Städten, die täglich um ihre
Existenz kämpfen müssen, wird so kaum nachhal-
tig verbessert werden können, zumal die neue Re-
gierung zu gesellschaftlichen Strukturreformen

nicht bereit und in der Lage ist. So nutzt die Indu-
striearbeiterschaft zwangsläufig ihren legal erwei-
terten Handlungsspielraum, um für die Anhebung
der Reallöhne zu kämpfen und zu streiken. Trotz
einer im Augenblick noch relativ niedrigen Infla-
tionsrate sind diese berechtigten Forderungen
aufgrund einer allgemeinen Unterauslastung der
Kapazitäten meist nur schwer erfüllbar. Selbst-
hilfe- und Aktionsgruppen im informellen Sektor,
im Wohnbereich, den Slums und den (wilden)
Squattersiedlungen sowie auf dem Lande werden
mittelfristig ihre lebensnotwendigen Forderungen
mit verstärkter Militanz auf den Straßen und
gegenüber den Behörden artikulieren und sich
Unterwanderungsversuchen der NDF schwer ent-
ziehen können. Deshalb steht eine kommuni-
stische Machtübernahme noch lange nicht bevor.
Die von Marcos-Anhängern verbreitete Diffamie-
rung Cory Aquinos als „Corynsky“ 40a) — also des
philippinischen Kerensky, die durch den Sturz
der alten Ordnung im Februar die kommuni-
stische „Oktoberrevolution“ vorbereitet(e) — ist
durchsichtige parteiische Taktik.
Die alte und neue Oligarchie mag dennoch wieder
fester zusammenrücken — vielleicht sogar unter
stärkerer aktiver Beteiligung des Militärs im poli-
tischen Prozeß. Eine Abfolge instabiler, vom Mili-
tär gestützter Regime, ähnlich denjenigen in Süd-
Vietnam (nach der US-geförderten Absetzung
und Ermordung Diems), „bevor es in die Hand
der Kommunisten fiel“, mag dabei das pessimi-
stischste Szenarium sein41 ). Eine Art militärisch
gestützter Autoritarismus, wie er in Suhartos In-
donesien herrscht, oder ein ständiges Gerangel
der Militärs um die Macht in einem parlamentari-
schen Parteiensystem wie gegenwärtig in Thai-
land42), dürfte kaum wesentlich optimistischer
stimmen.
Es wäre dem Lande allerdings nicht zu wünschen,
wenn sich erneut nur ein ParteienSystem mit ge-
geneinander konkurrierenden oligarchischen Par-
teien entwickeln würde, wie es die Politik vor 1972
geprägt hat. Angesichts der Vielfalt der Parteien
und Gruppierungen, die organisatorisch sogar in
der Opposition zum Marcos-Regime nicht zusam-
mengefunden haben, scheint den Philippinen
noch ein steiniger Weg bevorzustehen. Wichtig
und wünschenswert wäre, daß sich ein nationales
Zwei- oder Dreiparteiensystem entwickelt, in dem
eine Reformpartei der Nationalisten und der
Sozialisten oder Sozialdemokraten mitwirken
würde. Die Voraussetzung dafür wäre aber, daß
ein möglichst großer Teil der Linken zu dieser



Mitarbeit im parlamentarisch-demokratischen
System überhaupt bereit ist. Die Unterwanderung
vieler Aktions- und Selbshilfegruppen durch die
SPP dürfte dem indessen eher entgegenstehen.
Diese Mitarbeit ist außerdem nur denkbar, wenn
sie einige Aussicht auf Erfolg verspricht. Die Mas-
senbasis der Linken und Nationalisten dürfte
zwar heute größer sein als je zuvor — mehrheitsfä-
nig sind sie jedoch sicherlich nicht.
Eine wirksame Repräsentanz im parlamentari-
schen System — als Minderheitspartei (und Op-
position) oder Koalitionspartner im nationalen
System, als Regierungspartei in einigen lokalen
Systemen (Provinzen, Städten) — setzt einerseits

das Verhältniswahlrecht, andererseits die unge-
fährdete politische Betätigung vor physischen
Einschüchterungsversuchen durch die Oligarchie
(und ihrer Privatbanden, die aufzulösen wären)
und des Militärs voraus. Ob die Bedingungen für
diese politischen Reformen von der Aquino-Dik-
tatur eingeleitet werden können, muß sehr skep-
tisch gesehen werden43 ). Die Philippinen haben
die politische, wirtschaftliche und soziale Krise
noch längst nicht überwunden.



Oskar Weggel/Rüdiger Machetzki

Der asiatisch-pazifische Mythos
„Atlantische Gegenwart — Pazifische Zukunft“?

Analog zum „Manifest“ von 1848 könnte man heute sagen: „Ein Gespenst geht um in
Europa“ — das Gespenst des „Pazifischen Wunders. Die Gelehrten des alten Kontinents
haben sich aufgemacht, um in Selbstmitleid und düsteren Verheißungen dem dahinge-
schwundenen Europa ein letztes Geleit zu geben und Erde aufseinen Sarg zu werfen“. Es
ist die Rede von „Eurosklerose“, vom Rückzug in die „Festung Europa“, von der europäi-
schen “ oder vielleicht sogar „deutschen Krankheit“. Man habe den „Anschluß verpaßt“. Das
20. Jahrhundert habe dem Atlantik gehört, das 21. Jahrhundert dagegen dem Pazifik.

„Atlantische Gegenwart — Pazifische Zukunft“
ist das Motto einer seit mehr als zehn Jahren an-
dauernden weltweiten Diskussion, die sich mit
den langfristigen wirtschaftlich-politischen Ent-
wicklungstendenzen im asiatisch-pazifischen
Raum befaßt. In der Zwischenzeit sind weltweit
mehr als tausend Publikationen zur allgemeinen
Situation im Pazifik und zu den Aussichten einer
künftigen pazifischen Kooperationssphäre er-
schienen. Mit Recht kann man von der „Prolifera-
tion einer Idee“ sprechen, die ihrer Wirklichkeit
weit vorangeeilt ist. Die Stellungnahmen zur
„Wachstumsdynamik der asiatisch-pazifischen
Region“ sind von ständig wiederholten Grund-
thesen geprägt, die fast schon Losungscharakter
angenommen haben. Insbesondere wird das
21. Jahrhundert im Vorgriff als das „Pazifische
Jahrhundert“ bezeichnet, das das gegenwärtige
„Atlantische Jahrhundert“ ablöst.
Diese zuversichtliche stereotype Voraussage be-
ruht nicht zuletzt auf einer „mechanischen“ Fort-
schreibung des Wachstums der Anteile der ver-
schiedenen Weltregionen am Weltsozialprodukt
während der letzten 25 Jahre. 1960 stellte die At-
lantische Region (bewertet als Westeuropa plus
halbes Sozialprodukt Nordamerikas) noch ein-
deutig die weltwirtschaftliche Schwerpunktregion
dar. Auf sie entfiel ein Anteil von annähernd 50%.
Westeuropa allein kam auf gut 26%, während die
asiatisch-pazifischen Staaten (ohne Nordamerika)
nur knapp 11 % erreichten. Bis zum Beginn der
achtziger Jahre hatte sich das Anteilsverhältnis
deutlich verschoben. Der Pazifik erwirtschaftete
jetzt 36%, der Atlantik hingegen nur noch 32%. 
Westeuropa allein kam auf knapp 17% und der
Pazifische Raum ohne Nordamerika auf knapp
20%. Man kann davon ausgehen, daß sich diese
Schere weiter öffnen wird.
Es ist nicht verwunderlich, wenn derartige inter-
nationale Gewichtsverschiebungen das Bewußt-
sein der am weltwirtschaftlichen Austauschpro-
zeß beteiligten Staaten entsprechend beeinflußt
haben. Drei Entwicklungstendenzen waren hier
von besonderer Bedeutung. Zum einen geht es um

die andauernde „Ost-West-Drift“ der Zentren
wirtschaftlicher Aktivität auf dem nordamerikani-
schen Kontinent. Zum anderen handelt es sich um
den Aufstieg Japans zum zweiten großen Akteur
im Pazifik und zur Weltwirtschaftsmacht Num-
mer zwei vor der Sowjetunion und der Bundesre-
publik Deutschland. Als drittes Grundphänomen
ist die Herausbildung einer „Zwischenschicht“
von wirtschaftlich dynamischen Staaten zu nen-
nen. Insbesondere Korea (Süd), Taiwan, aber
auch die südostasiatischen ASEAN-Staaten sind
dabei, sich von der Ebene der Entwicklungslän-
der „abzuheben“ (take off). Diese aufstrebenden
Schwellenländer sind in ihren Entwicklungsstra-
tegien mehr oder weniger stark auf das „Modell
Japan“ ausgerichtet. Umgekehrt sieht sich Japan
immer stärker als Mittelpunkt einer sogenannten
asiatischen Hochwachstumsregion.
Demgegenüber scheint die allgemeine Stimmung
in Westeuropa eher von resignativen Vorstellun-
gen durchsetzt zu sein. Charakteristisch hierfür ist
z. B. ein weithin bekannt gewordener Aufsatztitel
der Euro-Asia Business Review „Kann Europa
das Pazifische Jahrhundert überleben?“. Andere
Schlagwörter, die den vermeintlichen Zustand der
westeuropäischen Wirtschaften kennzeichnen sol-
len, sind „Rückentwicklungsländer“, „alternde
Volkswirtschaften“ usw. Die Verbreitung dieser
Thesen hat selbst in der Bundesrepublik Deutsch-
land, der führenden europäischen Wirtschafts-
macht, dazu geführt, daß weithin geklagt wird,
man habe den Anschluß an die neuen Entwick-
lungen im Pazifischen Raum verpaßt. Die Bedeu-
tung des Wirtschaftsraums Ost- und Südostasien
sei vielfach unterschätzt worden, ganz im Gegen-
satz zu Japan und auch zu den USA, die ihre
dortige Position nachhaltig gefestigt haben.
Angesichts des Tenors pessimistischer Stimmen
stellt sich die Frage, ob es sich tatsächlich um eine
Beschreibung der weltwirtschaftlichen Realität
handelt. Geht die „Pazifische Verheißung“ wirk-
lich an Europa vorbei, kommt es also zu einer
„sich selbst erfüllenden Prophezeihung“, oder
sind die allgemeinen Befürchtungen eher Aus-



druck einer verzerrten Wahrnehmung internatio-
naler Entwicklungen? Vieles spricht für die letz-
tere These, wenngleich sich nicht leugnen läßt,
daß die Region um das größte Weltmeer zu einem

neuen Schwerpunkt des Weltgeschehens heranreift.
Dort leben mehr als zwei Milliarden Menschen, die
gegenwärtig zum wirtschaftlich aktivsten und dyna-
mischsten Teil der Menschheit gehören.

L Politische Gesichtspunkte

Häufig wird jedoch eine wichtige Tatsache über-
sehen: Asien und der asiatisch-pazifische Raum
(APR) sind alles andere als eine Einheit. Vergli-
chen mit anderen Kontinenten zeichnet sich
Asien (und mit ihm der APR) vor allem durch vier
Besonderheiten aus: Es besitzt mehr traditionelle
Großstaaten, es ist geschichtlich tiefer verwurzelt,
es ist in religiösen Belangen autochthoner und — 
nicht zuletzt aus diesem Grunde — auch in seinen
Modernisierungsversuchen eigenständiger als
etwa Afrika oder Lateinamerika. Nicht zuletzt
deshalb wird es in der Weltpolitik und in der
Weltwirtschaft ernster genommen als andere Re-
gionen der Dritten Welt. Trotz solcher Gemein-
samkeiten aber bildet es keine Einheit, sondern
eine Vielheit, ja ein vielfaches Gegeneinander.
Dies gilt nicht nur für die vorkoloniale und kolo-
niale, sondern nicht zuletzt auch für die nachkolo-
niale Epoche.

1. Die historische Entwicklung
des asiatisch-pazifischen Raums

In vorkolonialer Zeit gab es nicht einmal „Staa-
ten“ im Sinne der klassischen Begriffstrias von 
Volk, Gebiet und Gewalt. Nirgends bestanden
z. B. feste Grenzen, weshalb es ja auch kein Zufall
ist, daß heute, da die asiatischen Staaten sich im
westlichen Sinne zu definieren beginnen, an allen
Ecken und Enden Grenzstreitigkeiten zutage tre-
ten — man denke vor allem an die Konfliktviel-
falt im Südchinesischen Meer.
Auch eine homogene Volkskonzeption war den
traditionellen Gesellschaftsordnungen Asiens
fremd. Der Begriff „Indonesien“ und die damit
verknüpfte Einheitsvorstellung stammt von den
Holländern; vorher gab es nur Javaner, Ambone-
sen, Balinesen oder Bataker. Auch „Las Filipinas“
und „Los Filipinos“ sind Begriffe, die von außen
her, d. h. von den Spaniern, einem Archipel aufge-
prägt wurden, der aus 7 000 Inseln bestand und
von den verschiedensten malaiischen Völker-
schaften bewohnt war, die sich ganz gewiß nicht
als einheitliches Volk empfanden und deshalb
auch die verschiedensten Bezeichnungen trugen
und unterschiedliche Dialekte sprachen.
Was schließlich die „Staatsgewalt“ anbelangt, so
gab es in der Tradition keine Identität von Staat
und Ökumene. Der „Staat“ war vielmehr ein Ge-
biet, in dem der Herrscher des betreffenden

Reichs unmittelbar Steuern einziehen, Registrie-
rungen vornehmen oder Polizeimacht ausüben
konnte. Zur Ökumene dagegen gehörten die ein-
zelnen Tributstaaten, die lediglich in regelmäßi-
gen Abständen vor dem Hof zu erscheinen und
dort ihre Respektsbezeugungen in Form von Ver-
beugungen, Weihgaben etc. zu erbringen hatten.
Nichterscheinen war ein Casus belli, bei regel-
mäßigen Visitationen dagegen konnten sich die
Beziehungen in den friedlichsten Formen abspie-
len. In der Auffassung der meisten asiatischen
Königreiche gab es mit wachsender Nähe zum
König/Kaiser Verdichtungen von Raum, Zeit
und Gewalt, während diese Dimensionen in um-
gekehrter Richtung abnahmen und nur soweit
reichten, wie die Tributverhältnisse funktionier-
ten. „Staatsgewalt“ war also kein kontinuierliches
Element, das das gesamte Staats-„Gebiet“ gleich-
mäßig ausfüllte, sondern ein Diskontinuum mit
Verdichtungs- und Ausdünnungserscheinungen.
Nicht „Staaten“ gab es also, sondern nur
„Mächte“, die sich der Außenwelt gegenüber
höchst unterschiedlich verhielten, sei es nun im
„impansiven“, expansiven oder isolationistischen
Sinne ).
Angesichts dieser Spielformen war das Asien der
vorkolonialen Zeit alles andere als eine Einheit.
Dies änderte sich auch nicht im Verlaufe der euro-
päischen Kolonialisierung, die im Jahr 1511 mit
der Eroberung Malakkas durch die Portugiesen
begann und 1963 mit dem Rückzug der Holländer
aus West-Neuguinea endete. Portugal, Spanien,
die Holländer, die Briten, die Franzosen, die
Amerikaner und die Deutschen, die im asiatisch-
pazifischen Raum Kolonien gründeten, brachten
zwar das europäische Wertesystem nach Asien,
doch in einer jeweils verschiedenen Ausprägung.
Vor allem im 19. Jahrhundert wurden die Kolo-



nialgebiete zu Anhängseln ihrer jeweiligen Mut-
terländer — und damit zu Bestandteilen des euro-
päischen Konfliktspektrums. Die Kolonisierung
trug hier sogar noch eher zur Spaltungsvertiefung
als zur Aufhebung der Unterschiede bei, zumal
die Kolonialmächte ja auch noch feste Grenzen
um „ihre“ Gebiete zogen und auf diese Weise
meist alte Stammesverbindungen zerrissen. Das
daraus entstandene Erbe belastet auch heute noch
viele asiatische Staaten.
Wenn es bisher überhaupt panasiatische/panpa-
zifische Bewegungen gab, so in den Zwischen-
kriegsjahren 1918—1939. Zwei Grundtendenzen
kamen damals auf, die einander diametral entge-
genwirkten und die in dieser Gegenläufigkeit
neue Kräfte freisetzten, nämlich für und gegen
den politischen Status quo im asiatisch-pazifi-
schen Raum. Zu den Pro-Status-quo-Kräften ge-
hörte vor allem die durch den Ersten Weltkrieg
geschwächte Weltmacht Großbritannien, die sich
nach 1918 bemühte, alle neu aufkommenden
Kräfte soweit wie möglich niederzuhalten. Beson-
ders wichtig in diesem Zusammenhang wurde die
Washingtoner Konferenz von 1921/22, die sich
hauptsächlich gegen eine weitere japanische Ex-
pansion richtete und deren Ergebnisse sich in vier
Abkommen niederschlugen. Das Flottenbe-
schränkungsabkommen legte fest, daß das Flot-
tenverhältnis Großbritannien : USA : Japan bei 
5:3:3 fixiert werden solle. Das Pazifikabkom-
men, das zwischen den Mächten Großbritannien,
USA, Frankreich und Japan zustande kam, sollte
den jeweiligen Inselbesitz im Pazifik garantieren.
Ein drittes Abkommen galt — an die Adresse Ja-
pans gerichtet — der chinesischen Unabhängig-
keit („Offene Tür“), und ein viertes verpflichtete
Japan zur Rückgabe der Bucht von Qiaozhou, die
das Kaiserreich 1914 den Deutschen abgenom-
men hatte, an China.
Gegen diese Stabilisierungsversuche richteten sich
jedoch vor allem zwei Kräfte, nämlich die Komin-
tern und das imperiale Japan. Beide Anti-Status-
quo-Bewegungen waren, so sehr sie sich auch
sonst voneinander unterschieden, höchst panasia-
tisch eingefärbt, da sie von einem als ganzem
„aufzurollenden“ asiatisch-pazifischen Raum
ausgingen. Hierbei laborierte die Komintern mit
ihren so berühmt gewordenen zwei Strategien: Im
Wege der Rechten Strategie erstrebte sie eine Ver-
einigung der UdSSR mit den internationalen Pa-
rias der Nachkriegszeit, nämlich mit dem Deut-
schen Reich und mit dem Republikanischen
China. Ganz in diesem Sinne kam es im April
1922 zum Abschluß des Rapallo- und im Mai 1924
zum Abschluß des Chinavertrags, demzufolge die
„ungleichen“ Vereinbarungen aus der Zarenzeit
null und nichtig seien und durch neue „gleiche“
Verträge ersetzt werden sollten. Das republika-
nische China war begeistert und gestattete es der
Komintern in den Jahren ab 1923, beim Aufbau

der Guomindang und anderer Organisationen
mitzuwirken.
Weitaus bedeutsamer für Asien sollte jedoch die
Linke Strategie werden. Gemäß dem Grundsatz
Lenins, daß die „schwächsten Kettenglieder des
Imperialismus“ in den Kolonien lägen, versuchte
die Komintern, ihre Hebel vor allem dort anzuset-
zen und bildete asiatische Revolutionäre aus. Un-
ter anderem entsandte sie Ho Chi Minh nach In-
dochina und eine Reihe anderer Emissäre nach
Niederländisch-Indien, Indien und Malaia. Aus
Moskauer Sicht war ganz Asien ein Schachbrett,
auf dem sich „anti-imperialistische“ Züge durch-
spielen ließen.
Noch stärker freilich waren die panasiatischen
und panpazifischen Bestrebungen beim japani-
schen Kaiserreich ausgeprägt, das die Parole
„Asien den Asiaten“ ausgab und das im Zeichen
des Antikommunismus eine mit Deutschland und
Italien abgestimmte Vorwärts-Politik zu betreiben
begann. Dem Anti-Kominternpakt von 1936 zu-
folge sollten Deutschland und Italien eine Neue
Ordnung in Europa schaffen, während Japan
freie Hand für die Errichtung einer „Großasiati-
schen Wohlstandssphäre“ bekam.
Der japanische Militarismus sah sich von nun an
mit zwei Fronten konfrontiert, nämlich im Nor-
den mit der UdSSR, im Süden mit der ABCD-
Gruppe. (Amerika, Britannien, China, Dutch).
1938 kam es zu einer Reihe von japanisch-sowjeti-
schen Zusammenstößen an der mongolischen
Grenze; als jedoch die Truppen Hitlers 1941 die
Sowjetunion angriffen, schloß Japan überra-
schend mit der UdSSR einen Nicht-Angriffspakt
(1941) ab, mit der Folge, daß Stalin sich nun ganz
der Westfront, Japan dagegen der ABCD-Front
zuwenden konnte. Die eigentliche Expansion be-
gann 1937 mit dem Angriff auf China und 1941
(Pearl Harbour) mit dem Pazifischen Krieg.
Während der ganzen folgenden Jahre unterstützte
Japan den Aufbau pro-japanischer Regierungen
im APR. Während die Komintern in einem Gebiet
wie Indochina auf Ho Chi Minh setzte, unter-
stützte Japan dort zur gleichen Zeit den Thronfol-
ger der Nguyen-Dynastie, Bao Dai. Auch in ande-
ren Ländern kam es zu ähnlichen Gegenpositio-
nen. Im November 1943 fand in Tokio die
„Großasiatische Konferenz“ statt, an der die von
Japan protegierten Vertreter Chinas, Mandchu-
kuos, der Philippinen, Siams, Birmas und Indiens
teilnahmen.
Mit der Kapitulation Japans 1945 scheiterte der
bis dahin bedeutsamste Versuch, den asiatisch-pa-
zifischen Raum unter einheitliche — sprich: japa-
nische — Führung zu bringen. Aber auch die
Komintern stand schon bald vor einem Trümmer-
haufen. Die letzte von ihr inspirierte Aufstandsbe-
wegung, die unter der Bezeichnung „Emergency“
in die Geschichte einging, nämlich der Guerilla-



Krieg auf der malaiischen Halbinsel (1948—1960)
scheiterte nach zwölf Jahren und löste im gesam-
ten insularen Südosten eine Welle des Antikom-
munismus aus.
Die beiden bedeutsamsten „panasiatischen“ Be-
wegungen hatten sich also Mitte der vierziger
Jahre totgelaufen. Asien verwandelte sich wieder
in jenes Mosaik vielfältiger Kräfte und Gegen-
kräfte zurück, das es immer schon gewesen war. 
Aus dem britischen Kolonialverband gingen nach
1947 nicht weniger als elf neue Staaten hervor,
nämlich sieben in Südasien (Indische Union, Pa-
kistan, Bangladesch, Sri Lanka, Bhutan, Nepal,
Malediven) und vier in Südostasien (Birma, Ma-
laysia, Singapur, Brunei); aus französischem Ko-
lonialbesitz drei Staaten (Vietnam, Kambodscha,
Laos) und aus holländischem sowie US-Besitz je-
weils ein Staat, nämlich Indonesien und die Phi-
lippinen; sogar aus der japanischen „Hinterlas-
senschaft“ entstanden vier allerdings höchst pro-
blematische Gebilde, nämlich Taiwan, Nordko-
rea, Südkorea und Mikronesien, letzteres kam un-
ter US-Protektorat.
Alle diese neuen Staaten, die noch ergänzt wurden
durch das sich schnell erholende Japan sowie
durch die neu ausgerufene Volksrepublik China,
boten ein buntes Bild, das in den nachfolgenden
Jahren keineswegs einheitlicher wurde. Vielmehr
gerieten alle Staaten von Anfang an mitten in die
Ost-West-Auseinandersetzung hinein. China,
Nordkorea, Nordvietnam und die Mongolische
Volksrepublik wendeten sich hierbei dem soziali-
stischen Lager zu, Japan, Südkorea, Taiwan, die
Philippinen, Thailand und Pakistan schwenkten
dagegen ganz zum „Westen“ über. Erst mit der
Konferenz von Bandung (1955) konnte sich zwi-
schen diesen beiden „Lagern“ ein neutralistisches
Spektrum entfalten, zu dem das Indien Nehrus,
Birma, Kambodscha, Laos, Nepal und eine Reihe
anderer Staaten gehörten.
Mit dem chinesisch-indischen Konflikt, mit dem
Konflikt um die SEATO und mit dem Zweiten
Indochinakrieg kamen neue Varianten in das
ohnehin schon buntscheckige Bild. Besonders
scharfkantig entwickelten sich die Parteiungen in
Südostasien. Dort bildete sich im Laufe der Zeit
eine antikommunistische ASEAN (mit heute
sechs Mitgliedern), ein „kommunistisches“ Indo-
china mit drei Staaten und ein neutralistisches
Staatswesen (Birma) heraus. Aber selbst die
ASEAN-Gemeinschaft, die sich doch nach außen
hin stets den Anstrich fugenloser Einheitlichkeit
gibt, ist in ihrem Inneren alles andere als ein Mo-
nolith. Da sind einerseits die stark außenwirt-
schaftsorientierten Mitglieder wie Singapur und
Brunei und — am anderen Ende der Skala — das
am stärksten binnenorientierte Indonesien. Zwi-
schen diesen beiden Extremen bewegen sich Ma-
laysia und Thailand sowie die Philippinen. Ver-

schieden wie ihre sozioökonomische ist auch ihre
außenpolitische Orientierung. Indonesien bei-
spielsweise, das seinen größten Gegner in China
sieht, neigt dazu, Vietnam als den potentiellen
Hauptverbündeten in Südostasien zu betrachten,
während andererseits Thailand angesichts des
Kambodscha-Konflikts in Vietnam den Hauptwi-
dersacher erblickt und sich deshalb in einer Reihe
mit der Volksrepublik China gegen Hanoi sieht.
Zwischen den asiatischen Staaten gibt es ferner
zahlreiche Grenzkonflikte, die sich im Südchine-
sischen Meer zu einem Brennpunkt verdichten,
wo China, Vietnam, Malaysia, Indonesien, die
Philippinen und Taiwan gegensätzliche Stand-
punkte einnehmen und ihre Ansprüche z. T. sogar
mit Waffen durchsetzen, so z. B. bei den chine-
sisch-südvietnamesischen Auseinandersetzungen
um die Paracel-Inseln im Jahre 1974.
Für das Fortbestehen der Verschiedenheiten spre-
chen auch unterschiedliche „politkulturelle“ Tra-
ditionen, die oft Äonen voneinander entfernt sind
— man denke etwa an die „lose strukturierten“
Gesellschaften Thailands, Laos’, Kambodschas
und Birmas auf der einen und die (im Geiste des
Metakonfuzianismus) straff gebündelten Gesell-
schaften Chinas, Vietnams, Japans, der beiden
Koreas, Singapurs und Hongkongs auf der ande-
ren Seite. Bringt man hier gar noch die Anden-
staaten, Kalifornien sowie die polynesischen, me-
lanesischen und mikronesischen Kulturen ins
Spiel, so ergeben sich Gegenstrukturen, die unter
einheitlichen Kriterien betrachten zu wollen, der
Quadratur des Kreises gleichkäme. Es mag eine
gemeinsame „atlantische“ Wertelandschaft geben
— eine asiatisch-pazifische gibt es ganz bestimmt
nicht.

2. Politische Veränderungen
im asiatisch-pazifischen Raum

Könnten sich hier aber nicht in Zukunft entschei-
dende Wandlungen vollziehen, wobei — wieder
einmal — die Wirtschaft eine Pilotfunktion zu
übernehmen hätte?
Mitte der fünfziger Jahre schien es eine Zeitlang,
als könnten sich die jungen Staaten Asiens mit
panasiatischen Zielsetzungen anfreunden. Es war
dies die Zeit, als Nehru und Zhou Enlai sich in
Bandung trafen, Verträge abschlossen, in denen
die fünf Prinzipien der friedlichen Koexistenz
verankert waren, und Erklärungen abgaben, die
auf den Prozeß einer gesamtasiatischen „Verbrü-
derung“ hinzudeuten schienen. Als sich jedoch
1961/62 im Himalaya die chinesisch-indischen
Waffen kreuzten, glaubte bereits niemand mehr
an „Asien“, obwohl sich Anfang der sechziger
Jahre eine zweite stark asienbezogene Entente
Cordiale andeutete, die diesmal im Zeichen Chi-
nas und Indonesiens stand. Geplant war damals
die Gründung einer Gegen-UNO, einer Gegen-



Olympiade und überhaupt einer „asiatischen“
Gegenideologie. Mit dem Sturz Sukarnos freilich
und der daraufhin in Indonesien einsetzenden
antikommunistischen/antichinesischen Verfol-
gungswelle hatte auch dieser Ansatz ein schnelles
Ende gefunden.
Was von der so häufig beschworenen chinesisch-
vietnamesischen Verbundenheit zu halten war,
zeigte spätestens das Jahr 1979, als es zwischen
beiden ebenfalls zum Krieg kam. Was China und
Japan anbelangt, so gibt es zwischen ihnen zwar
intensive Handelsbeziehungen und auch eine im
höchsten Führungsbereich angesiedelte Institu-
tion, die den schönen Namen „chinesisch-japa-
nische Freundschaft im 21. Jahrhundert“ trägt; in
der praktischen Politik jedoch wahren beide Län-
der kühle Distanz zueinander; vor allem erwartet
China von Japan „respektvolles“ Verhalten sowie
einen „ständigen Gang nach Canossa“.
Wie steht es nun um die künftigen Zielsetzungen
der wichtigsten asiatisch-pazifischen Mächte?
Zeigen sich irgendwo panasiatische oder auf den
asiatisch-pazifischen Raum bezogene Ansätze?

Japan
Nach den Lehren, die das Kaiserreich aus seiner
Niederlage von 1945 ziehen mußte, steht der Pan-
Asiatismus nicht mehr besonders hoch im Kurs.
Zwar haben die japanischen Industriellen heute
mit wirtschaftlichen Mitteln beinahe erreicht, was
die japanischen Militärs bis 1945 mit ihren Ge-
wehren vergeblich versuchten, nämlich die Schaf-
fung einer Art „Großasiatischer Wohlstands-
sphäre“ — vor allem im ASEAN-Bereich —, doch
bekommt Japan hier einerseits wachsenden Wi-
derstand von Seiten der asiatischen Partner zu 
spüren, andererseits liegen seine Vorbilder, seine
„Wertelieferanten“ und vor allem seine Haupt-
wirtschaftspartner nicht in Asien, sondern im
Westen.
Eine Bindung an die beiden Festlandsmächte
China oder Sowjetunion bleibt außer Betracht.
Was die neutralistische Option anbelangt, so wird
sie zwar von einigen Parteien (SPJ, KOMEITO)
und von Randgruppen der Regierungspartei LDP
nach wie vor verfochten, doch hat spätestens der
chinesisch-japanische Friedens- und Koopera-
tionsvertrag von 1978 bewirkt, daß Japan keine
Äquidistanz mehr zwischen Moskau und Peking
anstreben kann. Ferner beginnt Japan sich ange-
sichts des Anwachsens der sowjetischen Pazifik-
Flotte Gedanken über eine „Vorwärtsverteidi-
gung“ zu machen, um notfalls vor allem seine
lebenswichtigen „Ölrouten“ zu verteidigen.
Für Japan scheidet aber nicht nur die neutrali-
stische Option, sondern auch der „nationale Al-
leingang“ aus. Nicht nur daß hier der Artikel 9 der
japanischen Verfassung (Verzicht auf Wiederbe-
waffnung) einen Riegel vorschiebt; das Land

müßte sich auch noch, um in seiner Verteidigung
„glaubhaft“ zu sein, mit dem Gedanken einer Nu-
klearbewaffnung vertraut machen, der bei der ja-
panischen Bevölkerung insgesamt auf geschlos-
sene Ablehnung stößt — man denke an Hiro-
shima und Nagasaki. Außerdem würde das ohne-
hin wache Mißtrauen der Südostasiaten gegen ein
voll aufgerüstetes Japan vermutlich auch außen-
wirtschaftlich kontraproduktiv wirken.
Für Japan verbleibt nach alledem nur die Option
einer fortgesetzten Westbindung: An der Spitze
des „Westens“ befindet sich Japans Hauptschutz-
macht, dort liegen auch seine Hauptabsatzmärkte
(40% des japanischen Außenhandels werden al-
lein mit den USA abgewickelt), seine Hauptkon-
kurrenten und seine Vorbilder.

China

Noch Mitte der fünfziger Jahre schien es, als
könnte sich die damals noch junge Volksrepublik
mit panasiatischen Zielsetzungen anfreunden. Es
war die Zeit, als die oben erwähnte Zusammenar-
beit mit Indien und Indonesien in Blüte stand.
Von solchen Ausflügen in eher exotische Aben-
teuer abgesehen, kam China aber nicht einmal mit
seinen unmittelbaren Nachbarn Korea, Vietnam
und Japan ins reine. Zur Wirtschaftsmacht Japan
vor allem wird sich die Volksrepublik in keine
wirtschaftliche Abhängigkeit begeben, sondern
statt dessen dafür sorgen, daß andere Industrie-
staaten ein außenwirtschaftliches Gegengewicht
bilden. Damit sind aber bereits wieder die westli-
chen Industriestaaten angesprochen — von Pan-
Asiatismus keine Spur. China hat seit 1949 mit
einer Reihe von außenpolitischen Optionen expe-
rimentiert und sich zunächst „einseitig zur Sowjet-
union hingelehnt“. Nach 1972 pflegte es dann
kurze Zeit stärkere Kontakte zu den Vereinigten
Staaten. Diese hielten freilich nicht lange an. Neu-
tralismus, eine dritte Option, kommt für China
nicht in Betracht, und zwar weder in Form von
„Äquidistanz“ und „Pazifismus“ noch in Form
von offizieller „Nichtanlehnung“. Seit Anfang der
achtziger Jahre wird statt dessen verstärkt die
„Unabhängigkeit“ betont — eine Formulierung,
mit der angedeutet werden soll, daß China seinen
Weg völlig selbständig gehen, daß es mit seiner
Sicherheitspolitik auf eigenen Beinen stehen, daß
es nach allen Seiten hin offen bleiben und daß es
sich vor allem künftig auch nicht mehr negativ an
die Sowjetunion binden will: Bis dahin hatte die
Volksrepublik ja fast stets das genaue Gegenteil
dessen getan, was die Sowjetunion betrieb — und
sich auf diese Weise in eine (selbst verschuldete)
Abhängigkeit mit umgekehrtem Vorzeichen ge-
bracht.
Der Kurs, für den sich die Volksrepublik China
mit gut einer Milliarde Menschen und ihrem Wirt-
schaftspotential entschlossen hat, ist ein Kurs des



Alleingangs, wobei die chinesische Regierung al-
lerdings offiziell wünscht, mit den Entwicklungs-
ländern Asiens, Afrikas und Lateinamerikas in
enger Fühlungnahme zu bleiben.

Südostasien
Schließlich zeigt auch „Südostasien“ wenig ge-
samtasiatische oder gesamtpazifische Neigungen:
Einstweilen gibt es dort ja noch zwei Blöcke, die
sich je an eine Supermacht angebunden haben,
nämlich auf der einen Seite die drei Indochina-
staaten an die UdSSR, auf der anderen die
ASEAN-Staaten an die USA sowie an andere
westliche Länder. Diese Supermachtsanbindung
kann jedoch nur kurzfristig hilfreich sein. Auf län-
gere Sicht bleiben eigentlich nur zwei realistische
Optionen, nämlich die des Regionalismus und des
Neutralismus, wobei das eine mit dem anderen zu
verknüpfen wäre.
Orientierungspunkt für beide Ausrichtungen
könnte die am 27. November 1971 von Malaysia
verkündete ZOPFAN-Idee sein. Ziel der Zone of
Peace, Freedom and Neutrality ist es, in Südost-
asien einen Zehn-Länder-Block entstehen zu las-
sen, dessen Mitglieder sich zu dauernder Neutra-
lität verpflichten — einer Neutralität, die ihrer-
seits von den größeren Mächten garantiert werden
müßte. Mindestvoraussetzung für eine Realisie-
rung dieses Plans wäre allerdings ein (Teil-)
Rückzug der Großmächte aus der Region, eine
Auflösung noch bestehender Verteidigungsallian-
zen mit außerregionalen Mächten (vietnamesisch-
sowjetischer Kooperationsvertrag von 1978, Ma-
nila-Vertrag von 1954 u. a.), eine Lösung der
Kambodscha-Frage und ein weiterer Abbau in-
nerregionaler Konflikte (Territorial- und Mari-
timgrenzen) bei gleichzeitiger Intensivierung der
regionalen Zusammenarbeit.
Bis es soweit ist, wird wohl noch geraume Zeit
vergehen. Immerhin aber zeichnet sich hier eine
Option ab, die zu den heutigen Gegebenheiten
eine glaubhafte entspannungsträchtige Alterna-
tive liefert. Von panasiatischen oder APR-Bestre-
bungen ist demgegenüber nirgends die Rede, wie
nicht nur die gegenwärtige Anbindung der südost-
asiatischen Staaten an (außerregionale) Super-
mächte zeigt, sondern wie auch aus dem Wunsche
der meisten ASEAN-Staaten deutlich wird, sich
gegenüber der japanischen Wirtschaftsvormacht
eine europäische und amerikanische Rückendek-
kung zu verschaffen.

3. Die Einheit der „Pazifischen Gemeinschaft“?
Ist also nach alledem die „Pazifische Gemein-
schaft“ als Einheit überhaupt realisierbar? In den
so phantastischen Spekulationen über eine „Pazi-
fische Gemeinschaft“, wie sie während der ver-
gangenen Jahre überaus zahlreich entstanden

sind, gingen die meisten Überlegungen von schie-
ren Quantitäten aus: Menschenpotential, Roh-
stoffreichtum, Verkehrslage, Wachstumsraten der
letzten Jahre etc. Sämtliche 100-Millionen-Völker,
so die Argumentation, mit Ausnahme Indiens, lä-
gen am Rande des Pazifik. Mit Ausnahme von
Erdöl und Erdgas stelle das Rohstoffpotential der
pazifischen Region alle anderen Erdteile in den
Schatten — man denke an Zinn, Bauxit, Eisenerz,
Mangan, Wolfram, Kohle usw. Der „Große
Teich“ sei vom Verkehrshindernis zum Idealver-
kehrsverbund geworden: Schon heute lägen die
Transportkosten zwischen San Franzisko und
Tokio niedriger als zwischen San Franzisko und
New York! Diesseits und jenseits des Pazifik be-
fänden sich außerdem die technologischen Inno-
vationszentren etc. etc. Ergo rücke der Pazifik — 
auf Kosten der „atlantischen Gemeinschaft“ —
unaufhaltsam nach vorne.
Eine solche „geopolitische“ Schlußfolgerung er-
weist sich jedoch aus mehreren Gründen als unzu-
lässig:
1. Nicht oft genug kann die Tatsache betont wer-
den, daß Asien — oder gar der Pazifik — keine
Einheit ist und daß deshalb die Rohstoff- und
Innovationspotentiale der dortigen Länder nicht
einfach addiert werden dürfen. Ein solches Vorge-
hen wäre nicht einmal bei der „atlantischen Ge-
meinschaft“ zulässig: Ist es etwa ein Zufall, daß
sich hier die intensivsten Verbindungen ausge-
rechnet zwischen den hochindustrialisierten Län-
dern Nord- und Mitteleuropas einerseits und den
USA sowie Kanada andererseits ergeben, wäh-
rend beispielsweise die Beziehungen zwischen
Westafrika und der Ostküste Lateinamerikas sehr
zu wünschen übrig lassen, obwohl ja auch diese
Länder ganz ohne Zweifel Atlantik-Anlieger
sind? Nicht viel anders kann es im Pazifik sein.
Daß sich dort enge Waren- und Ideenströme zwi-
schen Japan und Kalifornien ergeben, liegt auf
der Hand. Warum aber lassen sich die Beziehun-
gen zwischen Indonesien und Chile damit auch
nicht im entferntesten vergleichen!? Und was hat
„British Columbia“ mit Neuguinea zu tun!? Ver-
gleichbar vorschnelle „Einheits“-Hypothesen hat
es bereits Anfang der fünfziger Jahre gegeben, als
von einem „roten Block“ von Canton bis zur Elbe
die Rede war. Hier unterstellte man eine Einheit-
lichkeit „des“ Kommunismus, die von Anfang an 
abwegig war und die sich im weiteren Verlauf der
Geschichte dann ja auch als absurd erwiesen hat.
2. Kooperations- und Einigungsüberlegungen ha-
ben nichts mit Geographie und statt dessen sehr
viel mit Strukturgegebenheiten zu tun. Wenn es
beispielsweise um wirtschaftlich-technologische
Kontakte geht, so ist anzunehmen, daß Japan ei-
nem „atlantischen“ Land wie Frankreich oder den
Niederlanden Priorität gibt gegenüber einem pa-
zifischen Staat wie Samoa oder Papua-Neugui-



nea. Die „pazifische“ oder „atlantische“ Qualität
als solche kann folglich nicht über die Intensität
von Beziehungsfeldern entscheiden! Raumgebun-
den sind am Ende höchstens Sicherheits- und Mi-
litärüberlegungen, nicht jedoch Wirtschafts- und
Technologiebeziehungen, es sei denn, daß man
die Transportkosten veranschlagt, die jedoch an-
gesichts der immer moderneren und immer weni-
ger kostspieligen Verkehrsmittel sowie angesichts
der zunehmenden Miniaturisierung auch nicht
mehr so stark ins Gewicht fallen. Überdies schla-
gen sich Transportkosten auf den Preis einer Ware
oder Leistung erfahrungsgemäß weitaus weniger
nieder als etwa Währungsparitäten — man denke
an die gewaltigen Ausschläge des US-Dollar in-
nerhalb eines Zeitraums von nicht einmal zehn
Jahren! Auch für die Kommunikation, die zuneh-
mend an Bedeutung gewinnt, spielt es keine
Rolle, ob der Partner Atlantik- oder Pazifikanrai-
ner ist.

Ist es außerdem von Belang, daß die größte
Schiffswerft der Welt nicht mehr in Manchester,
London oder Hamburg, sondern in Südkorea
liegt, daß Tokio, Hongkong und Singapur als Fi-
nanzplätze immer interessanter werden und daß
Kalifornien und die Ostküste Japans zu „Mikro-
elektronikzentren“ geworden sind? Die Größe
der Schiffswerft kann vorteilhaft sein, sie kann
aber — im Zeichen einer flauen Nachfrage —
auch zur Belastung werden. Die geographische
Lage von Finanzzentren spielt unter den heutigen
Kommunikationsbedingungen ebenfalls eine ab-
nehmende Rolle: Zum einen gibt es bekannt-
lich moderne Telekommunikationseinrichtungen,
zum anderen ist es üblich geworden, daß atlan-
tische Banken im pazifischen Bereich und umge-
kehrt pazifische Banken im atlantischen Raum Fi-
lialen einrichten und entsprechend die Geld-
ströme mitverwalten und -lenken. Was schließlich
die technologischen Mekkas anbelangt, so gibt es
hier verhältnismäßig schnelle Wandlungen. Die
Bedeutung von Osaka kann morgen München
oder Toulouse oder vielleicht irgendeine amerika-
nische Stadt an der Atlantikküste haben! Nichts
ist hier „metaphysisch“ ein für allemal festgelegt.
Entscheidend ist die Offenheit für neue Entdek-
kungen, die Innovationsbegeisterung und der
Wille, Rückstände so schnell wie möglich wieder
wett zu machen; auf die Geographie kommt es
dabei ganz bestimmt nicht an!

3. Der transpazifische Handel hat inzwischen das
Volumen des transatlantischen Handels überholt.
Dies aber bedeutet für Europa lediglich, daß es
sich in den transpazifischen Handel stärker ein-
schalten muß. Europa — und die atlantische
Hälfte der USA! — sind hier genauso zum Wett-
bewerb aufgefordert wie jedes asiatisch-pazifische
Land — und es hat am Ende die gleichen Chan-
cen, im Positiven wie im Negativen.

4. Wenn es einen Erdteil gibt, bei dem die wirtschaft-
lichen und technologischen Gefällestufen zwischen
den einzelnen Ländern besonders kraß zutage tre-
ten, so ist es ebenfalls, wie noch näher auszuführen
sein wird, der asiatisch-pazifische Raum. Wie soll
diese „Gemeinschaft der Ungleichen“ aber in abseh-
barer Zeit je zusammenwachsen!?

5. Asien und der Pazifik sind sicherheitspolitisch
und ideologisch ein Teil des Ost-West-Konflikts
— und bleiben auch insofern gespalten. Im asia-
tisch-pazifischen Raum bestehen zur Zeit sechs
prowestliche Bündnissysteme sowie der Versuch
der UdSSR, ein „Kollektives Sicherheitssystem in
Asien“ (Plan von 1969) aufzubauen. Die sechs
proamerikanischen Bündnisse sind der ANZUS-
Pakt von 1952 (Australien, Neuseeland, USA),
der ANZUK-Pakt von 1971 (Australien, Neusee-
land, Großbritannien, Malaysia und Singapur),
der US-philippinische Verteidigungsvertrag von
1952, der US-japanische Sicherheitsvertrag von
1952, der 1960 verlängert wurde, der US-süd-
koreanische Verteidigungspakt von 1963 und das
US-thailändische Sicherheitssonderabkommen
von 1962, das als Ergänzung des SEATO-Vertrags
von 1954 zu verstehen war. Die SEATO-Organisa-
tion ist zwar nach Austritt fast aller ihrer Mitglie-
der gegenstandslos geworden, nicht jedoch der
Manila-Vertrag von 1954, auf dessen Basis sie er-
richtet wurde.
Ein ähnlich zwiespältiges Bild ergibt sich bei der
Betrachtung des sowjetischen Plans eines „Kol-
lektiven Sicherheitssystems in Asien“ von 1969.
Dessen Hauptzweck war es von Anfang an, der
UdSSR ein Mitspracherecht in einer Region ein-
zuräumen, in der sie bis dahin kaum präsent ge-
wesen war. Sie würde von jetzt an (1969!) jene
Vakua auffüllen, die die USA, vor allem aber
Großbritannien durch ihren „Rückzug“ schufen.
Zweitens ging es darum, die oben erwähnten sechs
„imperialistischen Pakte“ langfristig zu liquidie-
ren und an ihre Stelle ein umfassendes neues Si-
cherheitsbündnis zu setzen, an dem auch Moskau
beteiligt sein sollte. Selbst die asiatischen Haupt-
verbündeten der UdSSR, nämlich Vietnam und
Indien, verhielten sich gegenüber dem sowjeti-
schen Vorschlag höchst zurückhaltend — es gab
überhaupt nur einen Interessenten, der wirklich
nachdrückliches Interesse bekundete, nämlich die
Mongolische Volksrepublik; diese aber zählt seit 
langem zum Einflußbereich der UdSSR.
Wie die Entwicklung des von den USA im Rah-
men ihrer Containment-Politik aufgebauten Ver-
teidigungsgürtels und das Schicksal des sowjeti-
schen Plans eines „Kollektiven Sicherheitssystems
in Asien“ zeigten, gibt es in Asien keinerlei pan-
asiatische Sicherheitsansätze. Vielmehr zieht sich
der Ost-West-Konflikt, einem Mäander ähnlich,
durch sämtliche Länder, Regionen und Formatio-
nen.



Aus den vorangegangenen Betrachtungen lassen
sich folgende Thesen ableiten:
1. Asien war nie eine Einheit, es ist keine Einheit
und es hat auch wenig Chancen, auf absehbare
Zeit eine solche zu werden. Politische und wirt-
schaftliche Potentiale dürfen also nicht einfach zu
einer regionalen Gesamtgröße zusammenaddiert
werden. Vor allem ist der asiatisch-pazifische
Raum ein Gesamtmosaik von Subsystemen, die
untereinander zwar zusammenarbeiten, aber auch
im Konflikt zueinander stehen.
2. Die Chancen für panasiatische Systeme stehen
ungünstig, sei es nun für ein gesamtregionales
Verteidigungssystem, für eine wie immer geartete
„asiatisch-pazifische Wirtschaftsgemeinschaft“
oder aber für ein gesamtpazifisches Gemein-
schaftsbewußtsein. Wirtschaftspotentiale allein
erzeugen nämlich noch lange keine regionalspezi-
fischen Zentripetalkräfte. Es kann also nicht ver-
wundern, daß bisher noch jeder pazifische Inte-
grationsansatz, heiße er nun OPTAD (Organiza-
tion for Pacific Trade and Development, 1968)
oder aber „Pacific Basin Cooperation“ (japani-
scher Vorschlag von 1979), gescheitert ist. Ver-
stärkte Kooperation ist vielleicht realisierbar
(wenn auch nur zwischen einigen wenigen fortge-
schrittenen Pazifikanrainern), Integration (z. B.
nach EG-Muster) dagegen bleibt zumindest auf
absehbare Zeit utopisch.

3. Nichtasiatische Mächte sind jederzeit in der
Lage, sich sowohl in die Ost-West- als auch in die
Nord-Süd-Belange Asiens und des asiatisch-pazi-
fischen Raumes einzuschalten — und werden dort
in der Regel auch als politische oder wirtschaft-
liche Gegengewichte zu der einen oder anderen
Großmacht willkommen sein. Für Europa bedeu-
tet dies, daß es jederzeit seinen Einfluß ausdehnen
kann, sei es nun im Bereich des Handels, des
Technologieaustausches, bei der Gründung von
Industrieparks oder aber durch die Errichtung
von Produktionsbetrieben in Wirtschaftssonder-
zonen — um nur einige Beispiele weltweiter Ar-
beitsteilung zu nennen. Fürchten muß es nicht den
Rohstoffreichtum dieser Region, nicht die in den
letzten Jahren zutage getretene Wachstumsdyna-
mik im „pazifischen Becken“ und auch nicht das
Ausgesperrtsein (alle erfolgreichen pazifischen
Staaten sind ja Verfechter der Marktwirtschaft
und des Prinzips der „offenen Tür“), fürchten
muß es vielmehr seine eigene Lethargie — wenn
sie denn weiter um sich greifen sollte —, seinen
Kleinmut und den Verlust seines ureigensten Wer-
tesystems, das so altmodische Tugenden wie
Fleiß, Sparsamkeit, Offenheit und Wettbewerbs-
sowie Lernbereitschaft umfaßt. Insofern ist es we-
niger der asiatisch-pazifische Raum, der Europa
gefährlich werden könnte, als vielmehr der Ver-
lust seiner ureigensten Identität.

II. Wirtschaftliche Gesichtspunkte

Historische, sicherheitspolitische und weltan-
schauliche Gefälle im asiatisch-pazifischen Raum
sprechen nicht für eine baldige großregionale
„Einheitszone“. Wie sieht es mit den wirtschafts-
politischen Zwängen aus, die sich aus der nicht zu
leugnenden Vertiefung des außenwirtschaftlichen
Austausches zwischen den großen Teilregionen
des asiatisch-pazifischen Raumes zunehmend er-
geben? Um die Antwort vorwegzunehmen, auch
auf wirtschaftlichem Gebiet scheinen mehr
Gründe gegen eine großregionale Kooperations-
sphäre denn für eine solche zu sprechen.

1. Die ökonomische Bedeutung der USA
für den pazifischen Raum

Ein wesentlicher Ausgangspunkt für die (relative)
Verschiebung weltwirtschaftlicher Gewichte ist
der Nordamerikanische Kontinent. Insbesondere
in den USA scheinen die traditionellen Zentren
der atlantischen Ostküste allmählich an Lebens-
kraft zu verlieren. Dort sind vorrangig die soge-
nannten alten „Schornsteinindustrien“ konzen-
triert, deren internationale Leistungsfähigkeit
deutlich abgenommen hat. Symptomatisch hierfür

sind die sprungartig gestiegenen amerikanischen
Einfuhren von Massenkonsumgütern sowohl aus
dem asiatisch-pazifischen Raum als auch aus
Westeuropa.
Im Gegensatz zum Osten der USA scheint der
pazifische Westen „Grenzen des Wachstums“
noch nicht zu kennen. Immer mehr Menschen,
Unternehmen und Kapital zieht es an die Pazifik-
küste und in den sogenannten „Sonnengürtel“ des
Südwestens. Kalifornien, Texas und andere West-
staaten sehen sich als die Garanten der Zukunft
Amerikas. Städte wie Los Angeles und San Fran-
zisko schöpfen hieraus ihr wachsendes Selbstbe-
wußtsein gegenüber der traditionellen Wirt-
schaftsmetropole New York. „Silicon-Valley“
nahe San Franzisko ist zum Schlagwort für diesen
Aufbruch geworden. Dort experimentieren zur
Zeit mehr als 400 Unternehmen im Bereich der
sogenannten Zukunftstechnologien. Amerika-
nische Fachleute, vom letztlich segensvollen Wir-
ken des harten Wettbewerbs überzeugt, geben al-
lenfalls 30 eine Überlebenschance. Der amerika-
nische Drang nach Westen („Amerikas Zukunft
liegt im Westen“) ist also ein nicht zu leugnendes
Faktum. Dafür sprechen auch zahlreiche amerika-



nische Stimmen, die Ostasien (Ferner Osten) be-
reits als „Unser Naher Westen“ bezeichnen. An-
dere Stimmen warnen vor einer „Abkoppelung“
Westeuropas, die sich im Zuge der pazifischen
Reorientierung der Vereinigten Staaten ergeben
könnte. Insbesondere in Kalifornien scheint die
Meinung verbreitet, daß man den „Verlust“ West-
europas zur Not verschmerzen könne, nicht je-
doch den Zusammenbruch Japans.

Wird der Bewußtseinswandel in den USA, wie
nicht wenige befürchten, Westeuropa als Urhei-
mat der industriellen Zivilisation bald zum Hin-
terland, zum Randgebiet des weltwirtschaftlichen
Kraftfeldes herabsinken lassen? Wird es eines Ta-
ges zur Ironie der Geschichte gehören, daß die
Europäer ihre neuzeitliche Entwicklung als „Irr-
weg“ ablehnen, während die „östlichen Kulturen“
das technisch-wirtschaftliche Leistungsdenken als
Heilsweg aus der Unterentwicklung aufnehmen?
Muß Westeuropa sich damit begnügen, „Chancen
in den Nischen“ der Weltwirtschaft zu suchen?
Die Begründung folgt an späterer Stelle, aber die
Antwort soll hier vorweggenommen werden. Es
besteht zur Zeit kein ausreichender Grund, eine
solche „Abwärtsentwicklung“ als ernsthafte Zu-
kunftsperspektive ins Auge zu fassen.
Dagegen sprechen vor allem die Fakten des pazi-
fischen Raums selbst. Zwar ist eine wachsende
Verflechtung der asiatisch-pazifischen Länder un-
tereinander und mit dem nordamerikanischen
Kontinent im Handel, bei Investitionen und tech-
nologischer Entwicklung festzustellen, aber eine
solche Verflechtung ist keineswegs gleichbedeu-
tend mit wachsender Interessengemeinsamkeit
hinsichtlich der wirtschaftlichen Ziele, in deren
Folge die historische, kulturelle, ethnische und
auch politische Heterogenität der Gesamtregion
überwunden werden kann. Die Befürworter einer
langfristigen wirtschaftlichen Kooperation gehen
auf Grund ihres „wirtschaftlichen Interessenan-
satzes“ davon aus, daß eine potentielle Zusam-
menarbeit in der ersten Phase auf die pazifische
Region im engeren Sinn beschränkt bleiben soll.
Sie verstehen darunter vor allem die marktwirt-
schaftlich orientierten Länder Nordamerikas und
Pazifik-Asiens, d. h. die fünf Industriestaaten
USA, Kanada, Japan, Australien und Neusee-
land, die asiatischen Schwellenländer (Newly In-
dustrializing Countries) und die ASEAN-Staaten.
In einer späteren Phase könne über eine Auswei-
tung, insbesondere über den Einschluß Chinas,
sinnvoll nachgedacht werden. Organisatorisch
solle eine solche Zusammenarbeit in Form einer
pazifischen Handels- und Entwicklungsorganisa-
tion erfolgen.
Was die Praxis der Entwicklung betrifft, so ist
nach einer längeren Phase der Anregungen und
Initiativen privater und halboffizieller Art aus den
pazifischen Industrieländern in der Zwischenzeit

allgemein Übereinstimmung erzielt worden, daß
die weitere Initiative im wesentlichen von den
ASEAN-Ländern ausgehen solle. Auf Grund der
bisher reservierten Haltung der ASEAN-Länder
gegenüber gesamtregionalen Kooperationsfor-
men scheint jedoch allenfalls ein vorsichtiger
Schritt-für-Schritt-Prozeß möglich zu sein. Die Vi-
sion einer großen Zusammenarbeit muß schon
deswegen als sehr vage angesehen werden, weil
trotz begrenzter Gemeinsamkeiten die Unter-
schiede und Gegensätze innerhalb des pazifischen
Raums auch in wirtschaftlicher Hinsicht überwie-
gen.
Von der gesamtwirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit her, ausgedrückt als Bruttosozialprodukt pro
Kopf der Bevölkerung, ergibt sich ein Gefälle von
mehr als 13 000 US-Dollar (USA) auf gut 600 US-
Dollar (Indonesien). Auch hinsichtlich des lang-
fristigen Wachstums erscheinen die Unterschiede
zwischen den entwickelten Ländern der Region,
den Schwellenländern und den Entwicklungslän-
dern beträchtlich. Mit Ausnahme Japans, dessen
jährliches Durchschnittswachstum sich auf über
6% belief, weisen die vier anderen Industriestaa-
ten geringe Wachstumsraten von 1,5 bis 3,5% auf.
Im Gegensatz dazu zeigten die Entwicklungslän-
der bzw. Schwelleniänder ein deutlich höheres
Wachstum. Mit Ausnahme der Philippinen (weni-
ger als 3 % Jahresdurchschnitt) können sie alle als
Hochwachstumsländer bezeichnet werden. Auch
andere volkswirtschaftliche Indikatoren, die zur
Beurteilung der Erfolgschancen einer zukünftigen
wirtschaftlichen Zusammenarbeit von Bedeutung
sind, wie z. B. Inflationsraten, öffentliche Ausga-
ben, Energieverbrauch, Außenhandelsumsatz
usw. weisen nicht nur auf deutliche Gefälle hin,
sondern lassen erkennen, daß hinsichtlich der na-
tionalen Entwicklungsprozesse deutliche Interes-
senunterschiede und -gegensätze vorhanden sind.
Es muß also betont werden, daß wachsende Ver-
flechtung und Abhängigkeit (Stichwort „Interde-
pendenz“) keineswegs mit wachsender Zusam-
menarbeit gleichgesetzt werden können. Vier
Punkte werden im allgemeinen für die Möglich-
keit einer Zusammenarbeit innerhalb einer zu-
künftigen innerpazifischen Wirtschaftsgemein-
schaft genannt:
1. Die Schwellenländer und ASEAN-Staaten
werden aufgrund ihrer exportorientierten Ent-
wicklungsstrategie ihre zur Zeit noch schmale na-
tionale Wirtschaftsbasis erweitern und einen zu-
nehmenden Marktanteil auf dem pazifischen Re-
gionalmarkt erobern.
2. Die entwickelten Länder (seit kurzem auch
Japan) zeigen gegenüber der Vergangenheit ein
deutlich verlangsamtes gesamtwirtschaftliches
Wachstum. Engere außenwirtschaftliche Bezie-
hungen mit den asiatischen Wachstumsländern
der Region können einen erhöhten außenwirt-



schaftlichen Beitrag zur Stabilisierung des eigenen
gesamtwirtschaftlichen Wachstums leisten.
3. Die unter Punkt 1 und angedeuteten Ent2 -
wicklungstendenzen können langfristig nur unter
der Voraussetzung aufrechterhalten werden, daß
nach dem Prinzip des „komparativen Vorteils“
innerhalb der Region eine allgemeine Bereitschaft
zur industriellen Arbeitsteilung wächst.
4. Ein gesamtregionales Forum zur Diskussion
dieser Aspekte ist Voraussetzung für eine bessere
Abstimmung der Interessen aller Beteiligten.
Solchen durchaus erkennbaren Entwicklungsan-
sätzen in Richtung auf eine regionale Koopera-
tion stehen massive Interessen, Abweichungen
und Gegensätze nationaler Art gegenüber. Ein
Anwachsen der wirtschaftlichen Verflechtungen,
insbesondere soweit sie sich in materiellen Strö-
men (Warenhandel) ausdrücken, beeinflußt nicht
zwangsläufig den wirtschaftspolitischen Spiel-
raum der nationalen Systeme. Trotz wachsender
Verflechtung ist also die Verfolgung unterschied-
licher, teilweise sogar gegensätzlicher Wirtschafts-
strategien nicht entscheidend beeinträchtigt. Inte-
gration hingegen verlangt die bewußte, dauer-
hafte Abstimmung der einzelnen nationalen Wirt-
schaftspolitiken und die Errichtung übernationa-
ler Entscheidungsgremien. Einer solchen Ent-
wicklung stehen nicht nur geschichtliche Dimen-
sionen des pazifischen Raums entgegen, in dem
die große Mehrzahl der Staaten, insbesondere der
politischen Eliten, von starken und gegenwärtig
noch eindeutig wachsenden Nationalideologien
geprägt ist, sondern unter Umständen auch tief-
greifende wirtschaftliche Unvereinbarkeiten.
In der Vergangenheit wurde dieser Abstimmungs-
prozeß zum großen Teil informell durch das Ge-
wicht der „wirtschaftlichen Supermacht“ USA be-
wirkt. Die USA waren über lange Zeit hinweg in
der Lage, die wachsenden pazifischen Handels-
ströme aufzusaugen, langfristige Leistungsbilanz-
defizite schwächerer Länder durch anhaltende Fi-
nanzübertragungen zu decken, Leistungsbilanz-
überschüsse wirtschaftlich starker Länder „pro-
duktiv“ anzuziehen und internationale Organisa-
tionen maßgeblich zu stützen. Anders gesagt, die
politisch-militärische Weltmachtrolle der USA
wurde durch eine entsprechende wirtschaftliche
Vorrangposition ergänzt. Diese Fähigkeit haben
die Vereinigten Staaten während des letzten Jahr-
zehnts in zunehmendem Maß verloren. Hier ist
vor allem an die These zu denken, daß der pazi-
fische Handel der Vereinigten Staaten den atlanti-
schen Handel (mit Westeuropa) seit Jahren deut-
lich übersteigt und daß der Abstand weiter
wächst. Diese Tatsache wird häufig als Argument
für die größere Bedeutung der pazifischen Region
verwandt. Übersehen wird dabei jedoch, daß der
Handel der Vereinigten Staaten mit den pazifi-
schen Ländern, insbesondere mit Japan, zuneh-

mend defizitär verlaufen ist. Anders gesagt: Die 
Vereinigten Staaten haben durch die Aufnahme
der pazifisch-asiatischen Handelsströme das
Wachstum in der pazifisch-asiatischen Region
entscheidend getragen. Auf eine Kurzformel ge-
bracht heißt dies: Ohne die USA gibt es keine
Dynamik in Pazifik-Asien!
Diese impulsgebende Rolle für die Entwicklung
im pazifisch-asiatischen Raum konnten die USA
über einen langen Zeitraum hinweg vor allem des-
wegen erfolgreich übernehmen, weil sie die ent-
sprechenden Defizite durch große Überschüsse im
transatlantischen Handel weitgehend auszuglei-
chen vermochten. Seit Beginn der achtziger Jahre
jedoch hat sich auch hier die Situation erheblich
zum Nachteil der USA verändert. Es bleibt also
abzuwarten, ob die Vereinigten Staaten unter sol-
chen veränderten Umständen auch weiterhin in
der Lage sind, als „Motor“ des pazifischen
Wachstums zu wirken. Das Lauterwerden soge-
nannter „neoprotektionistischer“ Rufe in den
USA spricht nicht für diese Annahme. Über zwan-
zig „freiwillige Selbstbeschränkungsabkommen“
sowie ein gutes Dutzend Konsultationsvereinba-
rungen für einseitige Auferlegung von „Selbstbe-
schränkung“ mit den wichtigsten Handelspart-
nern deuten eher auf eine Beschleunigung des
Trends zu Handelsbeschränkungen als auf eine
Verlangsamung hin.
Es geht hier nicht so sehr um die Frage, ob Japan
und andere asiatisch-pazifische Länder zu einer
internationalen Vergeltungspolitik fähig wären,
obgleich auch dieser Aspekt nicht unerheblich auf
die Fähigkeit der USA zu zukünftiger pazifischer
Zusammenarbeit Einfluß nehmen dürfte. Ent-
scheidend ist in diesem Zusammenhang vielmehr
eine grundsätzliche Kritik, die aus Japan stammt,
aber auch in anderen asiatischen Ländern ge-
äußert wird: „Insbesondere die Vereinigten Staa-
ten sind deutlich zu einer Führung übergegangen,
die darauf aus ist, die eigenen Interessen zu för-
dern ... Das Ergebnis ist, daß sich zur Zeit der
Nationalismus breit macht als stärkste Alternative
zur Pax Americana.“2)
Die wirtschaftlichen Kräfteverhältnisse beginnen
sich zu verschieben und entsprechend ändern sich
die wirtschaftspolitischen Gewichte. Unterschied-
liche wirtschaftspolitische Entwicklungen sind
nicht zuletzt Ausdruck unterschiedlicher Anfor-
derungen an die Aufrechterhaltung der jeweiligen
Volkswirtschaften. Angesichts des unterschiedli-
chen, teilweise gegensätzlichen Erwartungshori-
zontes der wichtigsten pazifischen Staaten spricht
gegenwärtig also wenig dafür, daß der pazifische
Raum in absehbarer Zeit mehr als bloße Ansätze
zu wirtschaftspolitischen Abstimmungsmechanis-



men entwickeln wird. Was vordergründig als „na-
tionaler Egoismus“ kritisiert wird, weist in der Tat
auf eine tiefere Problemebene hin, die eng mit den
unterschiedlichen bzw. gegensätzlichen Grundbe-
dürfnissen der amerikanischen, japanischen und
anderen asiatisch-pazifischen Volkswirtschaften
verbunden ist. Theoretisch ließen sich verschie-
dene Ansätze zur Überwindung dieser Unter-
schiede vorstellen. In der Praxis jedoch scheinen
die jeweiligen Regierungen aus politischen Grün-
den gezwungen zu sein, eigene, sich häufig gegen-
seitig blockierende Wege zu gehen.
Einen Hinweis hierauf bietet u. a. die von den
Vereinigten Staaten ausgelöste Kontroverse um
die Rolle des „Staates“ im außenwirtschaftlichen
Prozeß der asiatisch-pazifischen Länder, insbe-
sondere Japans. Diese Auseinandersetzung wird
ungeachtet der Tatsache geführt, daß auch in der
amerikanischen Wirtschaft ein steigendes Enga-
gement des Staates festzustellen ist und daß in
einer wachsenden Zahl von Bereichen der
„Markt“ mehr oder weniger aufgehoben ist. Die
Fülle von Einzelproblemen, die sich aus den In-
teressengegensätzen innerhalb der pazifischen
Region ergibt, kann hier nicht behandelt werden.

2. Die ökonomische Bedeutung Japans für den
pazifischen Raum

Japan, die zweite große Macht im Pazifik, sieht
sich zunehmend in der Rolle des wirtschaftlichen
Rivalen der Vereinigten Staaten. Häufig sprechen
einflußreiche Japaner sogar von dem Ziel „Japan
Number One“, d. h. einem Überholen der USA
als größte Weltwirtschaftsmacht bis zum Jahr
2000. Es läßt sich kaum leugnen, daß liberalwirt-
schaftliches Ideengut — trotz ständig wiederhol-
ter Lippenbekenntnisse — nicht zum Hauptstrom
des japanischen Denkens gehört. Dies gilt sowohl
für die staatliche Verwaltung als auch für die
Wirtschaft selbst. Geschichtliche Gründe mögen
einen Teil der Erklärung für das Ineinanderflie-
ßen staatlichen und wirtschaftlichen Handelns
beitragen. Ebenso wichtig jedoch erscheint die
Tatsache, daß das staatliche Moment im japani-
schen Wirtschaftsleben funktionell notwendig ist
und daher auch weitgehend durch „nationale
Übereinstimmung“ gedeckt ist.
Einer der Hauptunterschiede zur amerikanischen
Volkswirtschaft liegt in der Fähigkeit der japani-
schen Wirtschaftsgesellschaft zu sparen. So ist die
Inlandsersparnis mehr als ausreichend, um ein
fortlaufendes Hochwachstum zu garantieren.
Ausschlaggebend hierfür ist nicht zuletzt eine von
der amerikanischen Wirtschaftsethik abweichen-
de Haltung der japanischen Haushalte, deren Er-
sparnisquote immer noch bis zu 20% beträgt
(USA 4—6%). Das heißt: Angesichts hoher Spar-
quote (am BSP) und entsprechend niedrigeren
Verbrauchs (relativ niedrige Inlandsnachfrage)

neigt die japanische Volkswirtschaft im Gegensatz
zur amerikanischen eher zur „Konjunkturabküh-
lung“ denn zur Überhitzung, eine Tatsache, die
sie durch eine „konzertierte“ Außenhandelsstrate-
gie von Staat und Wirtschaft auszugleichen ver-
sucht. Dieser Aspekt steht hinter der von den USA
ausgelösten Auseinandersetzung um „unfaire
Vorteile“, die sich Japan im internationalen Wett-
bewerb gesichert habe. Unter diesen Umständen
läßt sich nicht erkennen, wie es zu einer echten
dauerhaften Zusammenarbeit zwischen beiden
Mächten kommen soll.
Darüber hinaus ist die wirtschaftliche Kontro-
verse Teil eines übergeordneten Zusammenhangs,
der sich aus der fortlaufenden Kräfteverschie-
bung zwischen den wichtigsten pazifischen Staa-
ten ergeben hat. Sie ist eng verbunden mit der
Forderung der USA nach einer „internationalen
Lastenverteilung“ und der gleichzeitigen Forde-
rung der pazifischen Entwicklungsstaaten nach
einer „Internationalisierung“ der japanischen
Wirtschaft, d. h. nach einer Politik der verstärkten
Berücksichtigung der Entwicklungsinteressen im
pazifischen Raum. Die Erfüllung dieser Forde-
rungen wäre indessen die Minimalvoraussetzung
für eine Verwirklichung konkreter pazifischer Zu-
sammenarbeitsvorstellungen. Japan hat bisher so-
wohl gegenüber den USA als auch gegenüber den
asiatisch-pazifischen Entwicklungsstaaten vor-
rangig mit einer Politik der hinhaltenden und mi-
nimalen Konzessionen gearbeitet. Innenpolitisch
wird ein Aufbrechen des berühmten „nationalen
Konsenses“ befürchtet, der angesichts der Über-
nahme größerer internationaler Mehrlasten nicht
länger tragfähig wäre.
Die USA und Japan sind die eindeutig dominie-
renden Wirtschaftskräfte im pazifischen Raum.
Als Wachstumspole begrenzen bzw. erweitern sie
den Rahmen, innerhalb dessen die wirtschaftliche
Entwicklung der anderen pazifischen Länder, ins-
besondere der Schwellenländer und der ASEAN-
Staaten, verlaufen kann. Es gehört zu den Ge-
meinplätzen jeder Diskussion über den asiatisch-
pazifischen Entwicklungsraum, die Entwick-
lungsstrategie der betreffenden Schwellen- und
Entwicklungsländer als mehr oder weniger han-
delsorientiert zu kennzeichnen. Im Hinblick auf
eine pazifische Zusammenarbeit bedeutet dies vor
allem:
1. Das exportgeförderte Wachstum wird durch
die Aufnahmefähigkeit und -Willigkeit der Indu-
strieländer, insbesondere der USA und Japans,
maßgeblich bestimmt.
2. Hinter der allgemeinen Forderung nach einer
gerechteren Gestaltung der Wirtschaftsbeziehun-
gen steht die Erkenntnis, daß die eigene nationale
Entwicklungsdynamik nicht zuletzt durch man-
gelndes Tempo und Erfolg internationaler Indu-
strieverlagerungspolitik begrenzt wird.



3. Die schmale binnenwirtschaftliche Entwick-
lungsbasis der Schwellen- und Entwicklungslän-
der erscheint trotz hoher Sparraten nicht ausrei-
chend, um die Investitionstätigkeit für ein anhal-
tend hohes Wachstum zu ermöglichen. Angesichts
der bevölkerungs- und beschäftigungspolitischen
Problematik sind im mittel- bis langfristigen
Durchschnitt gesamtwirtschaftliche Wachstums-
raten von mehr als 5 % notwendig, wobei vor al-
lem die verarbeitende Industrie überdurchschnitt-
lich wachsen muß. Die betreffenden Länder sind
also ausnahmslos auf einen starken Kapitalzu-
strom zu solchen Bedingungen angewiesen, die
durch die eigene Entwicklung tragbar sind. Dies
gilt sowohl für Direktinvestitionen als auch für
internationale kommerzielle Kreditvereinbarun-
gen. Für die Zukunft ist mit einem anhaltenden
Anstieg des Nettobedarfs an Kapital zu rechnen.
4. Ein weiterer wichtiger Aspekt, der allen asia-
tisch-pazifischen Schwellen- und Entwicklungs-
ländern gemeinsam ist, ist die aktive, keineswegs
„unsichtbare Hand“ des Staates in allen wichtigen
Bereichen der Entwicklung. Die am „Modell Ja-
pan“ orientierte Politik deutet auf ein positives
Verständnis staatlicher Wirtschaftstätigkeit hin,
das dem nationalistischen Weltausblick der jewei-
ligen nationalen Eliten durchaus entspricht. Am
deutlichsten wird dieser Zusammenhang in Indo-
nesien ausgesprochen, das sich aufgrund seiner
Größe als potentielle regionale Ordnungsmacht
empfinden darf. Die besondere Art, mit der sich
die japanische Wirtschaft in der Welt durchzuset-
zen versucht, wird als Bestandteil eines Gesamtsy-
stems gesehen, das „strukturell, politisch und kul-
turell“ verankert ist. Es scheint hier angebracht,
ein entsprechendes Zitat wiederzugeben: „Dieses
Ineinandergreifen von Kräften verschiedenen Ur-
sprungs ist ausschlaggebend für das Entstehen ei-
nes informellen, unsichtbaren und verdeckten
»integrierten nationalen Systems* gewesen ... Die
formalen und informellen Verbindungen, die zwi-
schen der Geschäftswelt, der Politik, der Regie-
rung und der bürokratischen Elite bestehen, ha-
ben immer für eine Atmosphäre gesorgt, in der die
Regierung die Funktion des Initiators, Innovators
und Unterstützers gemeinsam mit der Geschäfts-
welt, der Industrie und dem Bankensektor aus-
übt ... Dabei haben sich auch ein Sinn nationaler
Mission und eine Art,Imperialmentalität* entwik-
kelt, die entweder bewußt oder unbewußt die
Spitzenführung der Wirtschaft und ihre Manager
beeinflußt haben.“ )3
Unter solchen Umständen wird die Skepsis und
Zurückhaltung der Schwellen- und Industrielän-
der gegenüber Vorstellungen einer großen ge-
samtpazifischen Zusammenarbeit verständlich.

Angesichts der unterschiedlichen, teilweise gegen-
sätzlichen Interessen der USA, Japans und der
anderen pazifischen Staaten erscheinen den
Schwellen- und Entwicklungsländern die Aus-
sichten für die Verwirklichung eigener grundle-
gender Vorstellungen gering. Es wird ferner be-
fürchtet, daß der mühsame Prozeß der wirtschaft-
lichen Integration kleiner Gruppen, so z. B.
ASEAN, in einer übergeordneten Organisation
verzögert werden könnte.
Wenn also der Wirklichkeitssinn dagegen spricht,
daß aufabsehbare Zeit eine große pazifische Wirt-
schaftsgemeinschaft verwirklicht werden kann,
wenn angesichts der Interessengegensätze nicht
einmal ein Minimalrahmen bescheidener wirt-
schaftspolitischer Abstimmung gesichert er-
scheint, dann stellt sich die Frage, ob die realen
Trends eines verstärkten innerpazifischen Han-
delsaustausches und wachsender Abhängigkeiten
weiter steigen werden. Ohne angemessene Ab-
stimmungsmechanismen ausgleichender Art kann
ein solcher Anstieg des Wirtschaftsaustausches in
Zukunft möglicherweise zu einem erhöhten Po-
tential an Interessenkonflikten führen.

3. Die Bedeutung des asiatisch-pazifischen
Raumes in der Zukunft

Selbst wenn manches dafür spricht, daß die zu-
künftige Wachstumsdynamik im pazifischen
Raum aufgrund der angesprochenen Interessen-
gegensätze und Reibungsverluste nachlassen
wird, so hebt diese Möglichkeit nicht die Frage
nach der gegenwärtigen Rolle Westeuropas im pa-
zifischen Raum auf. Daß das Engagement West-
europas auf den asiatisch-pazifischen Märkten
von „Zurückhaltung“ geprägt ist, ist eine Tatsa-
che. Andererseits müssen im Hinblick auf die bis-
herige Entwicklung im Pazifik zwei ihrem Wesen
nach unterschiedliche Dimensionen der Beurtei-
lung sorgfältig voneinander getrennt werden.
Zum einen geht es um die langfristige, geschicht-
liche Entwicklungsdimension von Ländern und
Volkswirtschaften. Zum anderen geht es um die 
mittelfristige Dimension des wirtschaftlichen En-
gagements von Wirtschaftsunternehmen auf spe-
zifischen Märkten und um die begrenzten
Größenveränderungen, die auf solchen Märkten
in mittelfristigen Zeiträumen möglich sind.
Volkswirtschaftliche Entwicklungsplanung muß
mehr oder weniger zwangsläufig in langfristigen
Zeiträumen gestaltet werden. Dementsprechend
tritt der Wachstumsaspekt bei der Leistungsbeur-
teilung in den Vordergrund. Unter einem solchen
Betrachtungswinkel muß die Entwicklung im pa-
zifischen Raum tatsächlich als eindrucksvoll be-
wertet werden. In diesem sehr langfristigen Sinn
mag es daher unter Umständen gerechtfertigt er-
scheinen, die weltwirtschaftliche Zukunft als pazi-
fisch bestimmte Zukunft zu bewerten. Beschränkt



man sich jedoch auf solche Zeiträume, die bis zu
einem vertretbaren Mindestmaß kalkulierbar blei-
ben, dann sind die wirtschaftsgeschichtlich heran-
wachsenden „Zukunftsmärkte“ des Pazifiks kei-
neswegs von jener überragenden Bedeutung, die
ihnen aufgrund der Wachstumserfolge der Ver-
gangenheit gemeinhin zugesprochen wird. Anders
gesagt heißt dies, daß es die großen pazifischen
Märkte, nimmt man einmal die Weltwirtschafts-
mächte USA und Japan aus, (noch) nicht gibt. Es
wird sie bis zum Ende dieses Jahrhunderts auch
nicht in dem Ausmaß geben, das eine „mecha-
nische“ Fortschreibung der Wachstumsleistungen
der Vergangenheit suggeriert. In diesem Zusam-
menhang erscheint es sinnvoll, daran zu erinnern,
daß ein ähnlicher „Optimismus“ im Falle der la-
teinamerikanischen Länder zu Beginn der siebzi-
ger Jahre vorherrschte. Es ist keinesfalls beabsich-
tigt zu prophezeihen, daß im asiatisch-pazifischen
Raum ähnliche Entwicklungsrückschläge zu er-
warten seien wie in Lateinamerika, aber ein sol-
cher Hinweis vermag zu verdeutlichen, welchen
Unsicherheiten Zukunftsprognosen zwangsläufig
unterliegen.
Um es noch einmal zu wiederholen: Die Wachs-
tumsgeschwindigkeiten der pazifischen Staaten
haben sich in der Vergangenheit mit wenigen Aus-
nahmen von der übrigen Weltwirtschaft positiv
abgehoben. Insbesondere vier Linien erhöhten
Wachstums lassen sich nachzeichnen. Erstens war
das außenwirtschaftliche Wachstum während der
letzten 15 Jahre deutlich höher als in der Weltwirt-
schaft insgesamt. Der zweite Bereich hohen
Wachstums betraf die Gesamtwirtschaft. So lagen
die Steigerungen des Bruttosozialprodukts pro
Kopf der Bevölkerung bei den einzelnen Ländern
seit Beginn der siebziger Jahre zwischen und 7 %
im jährlichen Durchschnitt. Der dritte große
Wachstumsbereich war der der verarbeitenden In
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dustrie. Hier wurden seit Beginn der siebziger
Jahre Durchschnittsraten von jährlich 5,5% (Ja-
pan) bis 11,2% (Südkorea) erzielt. Der vierte
Wachstumsbereich, der die höchsten aller durch-
schnittlichen Wachstumsraten aufwies, ist der Be-
reich der Investitionen. Hier ergaben sich für die
Schwellen- und Entwicklungsländer jährliche
Steigerungen von 6,2% (Thailand) bis 12,3% (In-
donesien). Selbst Japan als hochentwickeltes In-
dustrieland wies ein jährliches Wachstum der In-
vestitionen von 3,1% auf4).
Aufgrund dieser Wachstumsleistungen der Ver-
gangenheit erreichte das gemeinsame Bruttoso-
zialprodukt der asiatisch-pazifischen Länder ein-
schließlich der Volksrepublik China Mitte der
achtziger Jahre rund 1 700 Mrd. US-Dollar. Es
war damit nur geringfügig kleiner als das gemein-
same Sozialprodukt der ursprünglichen sechs EG-

Mitglieder, das auf knapp 1 800 Mrd. US-Dollar
kam. Dieses Bild verändert sich jedoch beträcht-
lich, wenn man das japanische Sozialprodukt aus-
klammert. Alle anderen asiatisch-pazifischen
Länder zusammen erbringen zur Zeit eine gesamt-
wirtschaftliche Leistung, die etwa in der Größen-
ordnung des bundesdeutschen Sozialprodukts
liegt. Das gemeinsame Sozialprodukt des häufig
so genannten „Wachstumsmarktes Südostasien“
war statistisch noch kleiner als das der Benelux-
Staaten.
Wenn also das gesamtwirtschaftliche Leistungsni-
veau der asiatisch-pazifischen Länder noch weit
von der Größenordnung entfernt ist, die dazu be-
rechtigte, von einer Verlagerung des weltwirt-
schaftlichen Schwerpunkts in den Pazifik zu spre-
chen, so könnten die Importmärkte der Region
dennoch von großer Bedeutung sein. Teilt man
diese Märkte in Einfuhranteile von Produktions-
und Investitionsgütern einerseits und von Kon-
sumgütern andererseits auf, so ergeben sich die
folgenden Größenordnungen. Die Gesamteinfuh-
ren der asiatisch-pazifischen Region einschließ-
lich Japans beliefen sich Mitte der achtziger Jahre
auf rund 300 Mrd. US-Dollar. Klammert man Ja-
pan aus, so wurde eine Größenordnung von rund
170 Mrd. erzielt. Ein Großteil dieser Gesamtein-
fuhren entfiel jedoch auf Brennstoffe, Mineralien,
Metalle und sonstige Rohstoffe. Der für die west-
europäische Außenwirtschaft wesentliche Bereich,
der Produktions- und Investitionsgüter erzielte
nur eine Größenordnung von rund 120 Mrd. US-
Dollar. Ohne Japan belief sich der Wert auf weni-
ger als 100 Mrd. US-Dollar. Das heißt, daß die
entsprechenden Einfuhren der asiatisch-pazifi-
schen Länder nicht größer sind als die der Bene-
lux-Staaten. Auch unter der Annahme, daß die
Importe von Produktions- und Investitionsgütern
während des nächsten Jahrzehnts deutlich wach-
sen, kann man für diesen Zeitraum kaum davon
sprechen, daß im pazifisch-asiatischen Raum ein
großer Importmarkt im Entstehen begriffen sei.
Dies gilt um so mehr, als die meisten Länder der
Region in wichtigen Entwicklungsbereichen ei-
nen starken Trend zur Importsubstitutionspolitik,
d. h. zur Binnenproduktion der entsprechenden
Produkte, aufweisen.
Diese Politik der Beschränkung von Importen gilt
in noch größerem Maße für den Konsumgüterteil-
markt. Hinzu kommt, daß dieser Markt bzw. diese
Märkte, nimmt man Japan aus, ausgesprochen
klein sind. Eine solche Feststellung ist um so not-
wendiger, als im Zusammenhang mit der Wachs-
tumsdynamik der asiatisch-pazifischen Märkte
häufig auf Bevölkerungszahlen zurückgegriffen
wird, deren unreflektierte Übernahme zu falschen
Einschätzungen führt. Besonders typisch hierfür
ist die stetige Wiederholung der Milliardenzahl im
Falle Chinas („riesiger potentieller Markt“) und
der Bevölkerungszahl der ASEAN-Staaten (bis



Ende des Jahrhunderts wahrscheinlich 400 Mio.).
In der Praxis jedoch ist die Größe einer Bevölke-
rung kein hinreichendes Kriterium für die Größe
des betreffenden Marktes. Letztere wird durch die
Zahl der Konsumenten, d. h. durch die Zahl der
Menschen mit frei verfügbarer Kaufkraft sowie
die nationalen Devisenerlöse entscheidend be-
stimmt. In diesem Zusammenhang läßt sich nicht
übersehen, daß in fast allen Ländern der asiatisch-
pazifischen Region Widerstände bestehen,
knappe Devisenbestände für Konsumgüterim-
porte einzusetzen. Legt man ferner Kaufkraft-
schätzungen für die Konsumenten asiatisch-pazi-
fischer Länder (ohne Japan) zugrunde, so ergeben
sich allenfalls 20 bis 25 Mio. „Standardhaushalte“
nach westeuropäischem Maßstab. Die Konsum-
gütermärkte der asiatisch-pazifischen Länder er-
reichen also zusammen allenfalls die Größe des
bundesdeutschen Marktes.
Abgesehen von der geringen Größe der asiatisch-
pazifischen Märkte darf nicht übersehen werden,
daß die Länder in der pazifischen Region (Aus-
nahme USA) nicht zur Aufrechterhaltung einer
selbsttragenden Konjunktur fähig sind, sondern
in ihrem Wirtschaftsrhythmus entscheidend von 
den Industrieländermärkten Nordamerikas und
Westeuropas abhängig sind. Das bedeutet, daß
das gesamt- und außenwirtschaftliche Auf und Ab
parallel zu den Konjunkturbewegungen der west-
lichen Industriestaaten verläuft. Das „vielge-
schmähte“ Westeuropa ist also zumindest indirekt
von nicht zu unterschätzender Bedeutung für die
weitere Entwicklung der Volkswirtschaften im
asiatisch-pazifischen Raum einschließlich Japans.
Die Parallelität der Konjunkturentwicklung äu-
ßert sich vor allem in zwei Tendenzen. Zum einen
sind in weltwirtschaftlichen Rezessionsphasen die
Ausfuhren der exportorientierten Länder der pa-
zifischen Region ebenfalls rückläufig. Zum ande-
ren führt diese Tatsache in den meisten der betrof-
fenen Länder zu entsprechenden Einschrän-

kungsmaßnahmen gegenüber Importen. Anders
gesagt: In den zeitlichen Phasen, in denen die
westlichen Industrieländer aufgrund der eigenen
Konjunkturschwäche verstärkt um Exportmärkte
bemüht sind, schrumpfen diese im asiatisch-pazi-
fischen Raum, während sie sich in Zeiten wach-
sender Weltwirtschaftstätigkeit ausdehnen.

Fazit

Abschließend stellt sich die Frage, wie sich die
zukünftige Entwicklung im asiatisch-pazifischen
Raum vollziehen wird. Zukunftsprognosen sind
ihrer Natur nach immer mit Unsicherheiten be-
haftet, aber es läßt sich kaum übersehen, daß auch
im Pazifik die Zeit des Hochwachstums (zumin-
dest vorübergehend) vorbei ist. Auch dort sind die
achtziger Jahre nicht die siebziger Jahre. In einer
Reihe von Ländern, so u. a. in Indonesien, Südko-
rea etc., ist eine deutliche Ernüchterung zu spüren.
Man hat feststellen müssen, daß die nationalen
Entwicklungsprozesse länger und komplizierter
sind, als während der Zeit des „großen Optimis-
mus“ vermutet wurde. Andererseits sprechen die
tatsächlichen Leistungen und der Behauptungs-
willen der asiatisch-pazifischen Volkswirtschaften
dafür, daß, wenn es überhaupt eine Entwick-
lungsregion gibt, die den Weg zur modernen In-
dustriewelt erfolgreich bewältigen kann, es sich
um die asiatisch-pazifische Region handelt. Eine
solche Entwicklung muß jedoch in entsprechen-
den entwicklungsgeschichtlichen Zeiträumen ge-
sehen werden, d. h., auf absehbare Zeit sind die 
Chancen für eine beschleunigte Ausdehnung der
pazifischen Volkswirtschaften nicht sehr vielver-
sprechend, zumal die amerikanische Wirtschaft
als einer der beiden wichtigen Träger (neben
Westeuropa) des exportorientierten Wachstums
im Pazifik zu ihrer latenten Wachstumsschwäche
zurückgekehrt zu sein scheint. Das Pazifische
Jahrhundert läßt noch auf sich warten.



Rolf Hanisch: Der Machtwechsel auf den Philippinen
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 45/86, S. 3—17

Der Sturz des Marcos-Regimes wurde vorbereitet durch eine zunehmende Handlungsunfähigkeit
des Autokraten Ferdinand Marcos, der seit einigen Jahren von einer in Schüben auftretenden
Krankheit geplagt wird, sowie durch eine schleichende Wirtschaftskrise, die durch den allgemei-
nen Vertrauensverlust im Gefolge der Ermordung des Oppositionspolitikers Benigno Aquino
(1983) noch weiter verschärft wurde. Dadurch intensivierten sich die Verteilungs- und Richtungs-
kämpfe (auch innerhalb des Regimes). Aufgrund der drückenden Auslandsschulden mußte dem
Internationalen Währungsfonds eine zunehmende Mitsprache bei der Formulierung der Wirt-
schaftspolitik zugestanden werden; die Haltung der US-Administration wurde immer bedeutsamer
für das Überleben des Regimes.
Trotz eingeschränkter Spielräume und Ressourcen vermochte das Marcos-Regime aber immer
noch ein ausgedehntes Klientelnetz zu unterhalten und — trotz wachsender Opposition — eine
beträchtliche Massenbasis an sich zu binden. Mit dieser sowie mit Wahlmanipulationen vermochte
Marcos im Mai 1984 noch einmal Parlamentswahlen zu gewinnen. Im Februar 1986 versuchte er
seine Legitimität durch vorgezogene Präsidentschaftswahlen noch ein weiteres Mal unter Beweis
zu stellen. Diese wurden vor allem für die amerikanische Öffentlichkeit und Administration
inszeniert und fanden ein beispielloses internationales Medieninteresse. Die Medien waren von
Anfang an gegen Marcos eingestellt und erwarteten einen Sieg der Opposition, der nach ihrer
Auffassung dieser nur durch neuerliche Manipulationen genommen werden konnte. Die Berichter-
stattung über diese Wahlmanipulationen, deren wahlentscheidender Charakter aus heutiger Sicht
wahrscheinlich, aus damaliger Sicht nicht unbedingt sicher war, trug zu dem drastischen neuerli-
chen Vertrauensverlust des Regimes nach den Wahlen bei. Der Seitenwechsel des Verteidigungsmi-
nisters und einiger Militärs überzeugte auch die noch zögernde Reagan-Regierung von der Unhalt-
barkeit des Regimes. Ohne größeres Blutvergießen verließ der Autokrat Marcos nach zwanzigjäh-
riger Herrschaft das Land. Er hinterließ ein zentralistisch-autoritäres, korporatistisches System,
das er zugunsten seiner Familie und vieler großer und kleiner Kumpane und Nutznießer privati-
siert hatte.
Die neue Aquino-Regierung ist eine heterogene Koalition, die — über die notwendigen Schritte
zu einer Redemokratisierung hinaus — bisher kaum die drängenden wirtschaftlichen und sozialen
Fragen anzupacken vermochte. Sie erfährt eine Belastung durch die schillernde Figur des alten und
neuen Verteidigungsministers, der ihre Stabilität gefährdet, die Regierung zunehmend in Frage
stellt und — als einer der Hauptvertreter und Nutznießer des alten Regimes — die Aufräumarbei-
ten und einen möglichen Ausgleich mit den Kommunisten und der Linken in Grenzen zu halten
versucht

Oskar Weggel/Rüdiger Machetzki: Der asiatisch-pazifische Mythos. „Atlantische Ge-
genwart — Pazifische Zukunft“?
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 45/86, S. 18—31

Während der letzten beiden Jahrzehnte waren Weltpolitik und Weltwirtschaft deutlichen Wand-
lungen unterworfen, die das internationale Bewußtsein stark geprägt haben. Im Rahmen dieser
Veränderungen sind einige Ansätze zu einer allmählichen Verlagerung des „Weltzentrums“ von
der atlantischen zur pazifischen Großregion erkennbar geworden. Die weltweite Diskussion um
Ursachen und Folgen der prognostizierten regionalen Gewichtsverschiebung dauert seit Jahren an.
Sie spiegelt sich in Schlagworten wie „Atlantische Gegenwart — Pazifische Zukunft“ und
„21. Jahrhundert — Pazifisches Jahrhundert“ wider. Hauptquelle der „neuen Dynamik“ war die
wirtschaftliche Wachstumsstärke des pazifisch-nordamerikanischen Westens, Japans und der auf-
steigenden pazifisch-asiatischen Schwellenländer. Im Gegensatz dazu werden die europäischen
Volkswirtschaften als überaltert und entwicklungsschwach apostrophiert. Man prophezeit ihnen
eine allmähliche „Rückentwicklung“, falls nicht ein grundlegender Bewußtseinswandel eintritt.
Stimmt ein solches Zukunftsbild mit der gegenwärtigen politischen und wirtschaftlichen Realität
der Welt überein? Ist der Pazifik eine Region, in der es zur großen wirtschaftlich-politischen
Zusammenarbeit kommen wird, oder existieren gegenläufige Tendenzen und Hindernisse, die den
„pazifischen Optimismus" zumindest verfrüht erscheinen lassen?
Wirtschaftliche Dynamik und hohe Wachstumsraten der Vergangenheit sind unumstritten. Seit
einigen Jahren zeigen sich jedoch unterschiedliche Entwicklungsengpässe, die zu Zweifeln an einer
„mechanischen Fortschreibung“ der bisherigen Leistungen Anlaß geben. Ferner sind die grundle-
genden wirtschaftspolitischen Anforderungen und Interessenlagen der wichtigen pazifischen Wirt-
schaftsgesellschaften zu unterschiedlich und gegensätzlich, um einen umfassenden regionalen-
Abstimmungs- und Kooperationsprozeß als wahrscheinlich anzusehen.
Auch die abweichenden geopolitischen Ordnungsvorstellungen der wichtigsten pazifischen Anrai-
nerstaaten sprechen nicht für eine Vertiefung der Kooperations- und Integrationsansätze der
Gegenwart. Es wird ein pazifisches Wachstum geben, aber ein Wachstum, das durchaus von
Konflikten und Brüchen gekennzeichnet sein kann. Bisher ist die Idee der großen pazifischen
Wirtschaft ihrer eigenen Wirklichkeit weit vorangeeilt.
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